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Flächenmanagement in Nordrhein-Westfalen:
Erfahrungen und Perspektiven

Dokumentation der Tagung vom  

12. März 2009 in Essen, Zeche Zollverein
Alexander Sbosny
Sebastian Siebert



Einleitung

Seit über acht Jahren existiert mit dem Forum Baulandmanagement NRW ein innova-
tives, interdisziplinäres und kooperatives Netzwerk zu sämtlichen Fragen des kommu-
nalen Flächenmanagements.

Entsprechend den vielfältigen bodenpolitischen Herausforderungen, mit denen sich 
Städte und Gemeinden konfrontiert sehen, reicht das Arbeitsspektrum der derzeit knapp 
fünfzig im Forum zusammengeschlossenen Akteure weit über Strategien zur bedarfsge-
rechten Baulandausweisung hinaus: Der Umgang mit innerstädtischen Brachflächen, die 
Zusammenarbeit mit Privaten im Rahmen des Stadtumbaus wie auch rechtliche Entwick-
lungen sind nur einige der Themen, mit denen sich das Forum praxisnah auseinandersetzt.

Die vierte öffentliche Tagung am 12. März 2009 in der Zollverein School in Essen bot der 
interessierten Fachwelt erneut Einblick in die Forumsarbeit zum Flächenmanagement: 
•	 Wo steht das kommunale Flächenmanagement heute?
•	 Was sind Ziele und Wege eines modernen Baulandmanagements?

Darüber hinaus bildeten Entwicklungstrends, zukünftige Herausforderungen und flä-
chenpolitische Ansätze einen Schwerpunkt der Veranstaltung:
•	 Wie sehen in Anbetracht sich verändernder demographischer, ökonomischer und 

gesellschaftlicher Rahmenbedingungen die Anforderungen an eine zukünftige Bo-
denpolitik aus?

•	 Welchen Rahmen zur Siedlungsflächenentwicklung setzen die planungsrechtlichen 
Instrumente wie der LEP 2025?

•	 Inwieweit können Zielsetzungen zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme, zur 
vorrangigen Innenentwicklung und Brachflächenreaktivierung durch neue Hand-
lungsansätze befördert werden?

Fazit der Veranstaltung mit rund 160 Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus Politik und 
Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft war, dass die nachhaltige Entwicklung der 
Städte und Gemeinden, sowohl in ökologischer als auch in ökonomischer und sozialer 
Sicht, nach wie vor ein aktives Bodenmanagement erfordert – angesichts der Herausfor-
derungen sogar mehr denn je. Geeignete Strategien wird das Forum Baulandmanagement 
NRW auch in Zukunft im Kreise seiner Mitglieder und darüber hinaus entwickeln und 
diskutieren.
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Erfahrungen

Stefan Raetz – Bürgermeister der 
Stadt Rheinbach, Vorsitz Forum 
Baulandmanagement NRW

Das Forum Baulandmanagement NRW ist 
ein Zusammenschluss von Akteuren des 
Baulandmanagements zu einem interdiszi-
plinären und -kommunalen Netzwerk. Darin 
haben sich Vertreter aus allen relevanten 
kommunalen Bereichen zusammenge- 
funden – Planung, Bodenordnung, Liegen-
schaften, Wirtschaftsförderung und Woh-
nungswesen. Diese kommen dann mit Ver-
tretern der Wirtschaft, der Wissenschaft, des 
Landes und aus Verbänden an einen Tisch. 
Soviel darf ich Ihnen verraten: Das gibt stets 
spannende Diskussionen in dieser Runde. 

Die Mitglieder des Forums profitieren ge-
genseitig von den eingebrachten Erfah-

rungen, Ideen und Lösungsansätzen. Doch 
wir kommunizieren nicht nur intern, son-
dern tragen unsere Ergebnisse auch nach 
außen, um möglichst viele Akteure an-
zusprechen. Zurzeit zählt das Forum 38 
Mitgliedskommunen. Wer von Ihnen aktiv 
mitmachen möchte, der ist natürlich recht 
herzlich eingeladen. Uns freut es auch, dass 
nicht nur Kommunen dabei sind, sondern 
wir bereits weitere Partner gefunden ha-
ben, die das Forum unterstützen. 

Unsere Tätigkeiten konzentrieren sich auf die 
Bearbeitung aktueller städtebaulicher He-
rausforderungen – eine Themenstellung, die 
sich fortlaufend verändert, weil die Heraus-
forderungen sich stetig wandeln. Von der 
nachfragegerechten Baulandbereitstellung 
bis hin zu Themen des Stadtumbaus – dies 
alles sind Aspekte, die auch in den einzelnen 
Kommunen sehr unterschiedlich angepackt 
werden. Über diese ganz unterschiedlichen 
Herangehensweisen wie auch unterschied-
lichen Voraussetzungen werden wir im Laufe 
dieser Veranstaltung noch etwas erfahren.

In unseren Diskussionen sind wir stets be-
strebt, Praxisnähe zu erreichen. Denn was 
nützt es uns, wenn wir etwas in interes-
santen Zirkeln erörtern, das hinterher nicht 
praktisch angewendet werden kann? Oft 
tauchen von Seiten der Kommunen auch 
entsprechende Fragen auf. Dann heißt es: 
Können wir das unserer Politik tatsächlich 
so vortragen? Wie müssen wir taktisch vor-
gehen, um dieses Thema auch in die Köpfe 
der Entscheider zu bringen?

Die Schirmherrschaft über das Forum liegt 
regelmäßig beim Ministerium für Bauen 
und Verkehr des Landes Nordrhein-West-
falen. Angefangen haben wir mit Michael 
Vesper, dann hat Oliver Wittke übernom-
men, und jetzt wird es dann auch überge-
hen auf den Minister Lutz Lienenkämper. 
Der Vorsitz lag zunächst in Gelsenkirchen, 
dann hat Herr Trommer aus Bonn diese 
Aufgabe übernommen und nun ist der Vor-
sitz nach Rheinbach gegangen. Die organi-
satorischen Aufgaben des Forums verteilen 

Baulandbereitstellung, Innenentwicklung und 
Stadtumbau – Das Forum Baulandmanagement NRW
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sich auf die Geschäftsstelle und die Koordi-
nierungsstelle. Die Koordinierungsstelle ist 
beim ILS – Institut für Landes- und Stad-
tentwicklungsforschung gGmbH angesie-
delt, betreut durch Herrn Siebert, zuvor 
durch Frau Müller-Freckmann. Auch hier 
haben wir - wie mit der Geschäftsstelle - 
eine hervorragende Zusammenarbeit.

An dieser Stelle gilt ein besonderer Dank 
der Lenkungsgruppe, die sich während 
eines Jahres mehrfach zusammenfindet 
und die Ideenschmiede für das darstellt, 
was später beraten, diskutiert und veröf-
fentlicht wird. Am wichtigsten jedoch ist 
das eigentliche Forum mit seinen Tagungen, 
den Werkstattgesprächen und natürlich 
auch den vielen Expertisen aus der wissen-
schaftlichen Begleitung. 

Zu den Themen, die aktuell im Forum be-
handelt werden, zählen beispielsweise die 
städtebaulichen, ökonomischen und or-

ganisatorischen Erfolgsbedingungen in-
nerstädtischen Wohnens. Einen weiteren 
Schwerpunkt bilden Strategien kosten-
günstiger Flächenmobilisierung und die 
Umlagemöglichkeiten von Bodenwert-
veränderungen. Grundsätzlich erfolgt die 
Schwerpunktbildung durch aktuelle Im-
pulse aus der Forumsarbeit und dem Mit-
gliederkreis. Wir sind natürlich ein Stück 
weit darauf angewiesen zu erfahren, wo 
denn der Schuh vor Ort drückt.

Bis heute haben wir zudem zahlreiche öf-
fentliche Fachtagungen durchgeführt. 2002 
fand die große Auftaktveranstaltung statt, 
gefolgt von der Tagung ‚Baulandmanage-
ment auf neuen Wegen‘ im Jahre 2004. 2005 
dann eine Regionalveranstaltung in Aachen 
zur Zukunft des Wohnungsmarktes; 2006 
die Tagung ‚Wohnstandorte im Wettbewerb: 
Stadt, Land, Brache‘. Und jetzt 2009 eine 
Tagung zu den Erfahrungen und – da wol-
len wir in dieser Veranstaltung natürlich 
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auch noch hin – den Perspektiven des Flä-
chenmanagements in Nordrhein-Westfalen.

Weitaus mehr Themen haben wir bislang 
im Rahmen unserer Werkstattgespräche im 
Mitgliederkreis behandelt. Wir haben hier 
sehr aktiv gearbeitet, eine Menge an Erfah-

rungen ausgetauscht und die Ergebnisse 
hinterher auch in verschiedenen Publikati-
onen für die Allgemeinheit veröffentlicht. 

Weitere Informationen zum Forum Bau-
landmanagement NRW finden Sie auf 
www.forum-bauland.nrw.de.
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Entwicklung von Brachflächen in Essen
Hans-Ulrich Uehlecke – Stadt Essen

Mit einem Anteil von rund 80% an Arbeits-
plätzen im tertiären Bereich ist die Stadt 
Essen der ‚Schreibtisch des Ruhrgebiets‘. 
Bedeutende DAX-Unternehmen haben hier 
ihren Hauptsitz, Essen ist Messe- und Uni-
versitätsstadt. Derzeit zählt die Stadt Essen 
rund 580.000 Einwohner, dies sind jedoch 
bereits etwa 45.000 weniger als noch vor 
16 Jahren. Zwar hat sich die Tendenz der 
Wanderungsverluste, die Anfang des Jahr-
tausends noch zu verzeichnen war, inzwi-
schen umgekehrt. Eine positive Bevölke-
rungsentwicklung wird allerdings durch die 
anhaltenden Sterbeüberschüsse blockiert. 

Möchte man die Stadt Essen bevölkerungs-
strukturell charakterisieren, so kann man 
sagen, dass es auf der einen Seite einen eher 
ärmeren, multi-ethnischen, jungen Norden, 
auf der anderen Seite einen eher reicheren, 
deutschen, alten Süden gibt. Dies ist ein 
zentraler Punkt für die Stadtentwicklung, 
vor allem aber die Stadterneuerung und 
Themen wie ‚Soziale Stadt‘.

Brachflächen, also Flächen, deren Nutzung 
aufgegeben wurde und die gegenwärtig 
keinen funktionellen Zusammenhang mit 
den umgebenden städtebaulichen Prä-
gungen aufweisen, bieten wichtige Poten-
ziale für revitalisierende Entwicklungen 
im Innenbereich. Sie erfordern innovative, 
interdisziplinäre und multi-instrumentelle 
Herangehensweisen und sind oftmals nur 
mit erheblichen Vorinvestitionen zu ent-
wickeln. Darüber hinaus spielt bei der 
Entwicklung, das zeigen zahlreiche Erfah-
rungen, die Auseinandersetzung mit öko-
logischen Aspekten eine wichtige Rolle. 
Es wird immer wieder darauf hingewiesen, 
dass Brachflächen eine erstaunliche Arten-
vielfalt hinsichtlich der lokalen Flora und 
Fauna aufweisen können. 

Brachfläche ist jedoch nicht gleich Brach-
fläche. Es existieren verschiedene Brachen-
arten, mit denen wir uns beschäftigen müs-
sen. Dazu zählen die Industriebrachen als 
klassische Brachen, die mit der Umstruk-
turierung großer Industriegesellschaften 

zusammenhängen, wie z. B. Krupp in Essen. 
Darüber hinaus gibt es Gewerbebrachen, 
d. h. aufgegebene Logistik- und Handels-
flächen. Bei Bahnbrachen wiederum han-
delt es sich um Güter- oder Verschiebe-
bahnhöfe, aber auch ganze Strecken, die 
stillgelegt wurden.

Was vielleicht für den einen oder die an-
dere jetzt erstaunlich klingen mag, ist der 
Begriff der Sportbrachen. Im Rahmen der 
demographischen Entwicklungen und der 
Nachfragesituation haben wir in Essen einen 
Masterplan Sport entwickelt. Dabei hat sich 
ergeben, dass eine ganze Reihe von Sportflä-
chen obsolet ist. Diese Sportflächen verwan-
deln sich in Sportbrachen, sobald sie nicht 
mehr benötigt und von den Vereinen, die 
einst darauf spielten, freigesetzt werden, so 
dass sie für den Wohnungsbau oder andere 
Zwecke entwickelt werden können.

Des Weiteren gibt es Grünbrachen, das sind 
Grabeländer oder größere Restflächen, die 
wild begrünt waren, jedoch nicht unbe-
dingt einer Vornutzung unterlagen. Auch 
diese können weiterentwickelt werden. Und 
obwohl wir uns nicht im Osten Deutsch-
lands befinden, werden wir wahrscheinlich 
auch bald mit Wohnbrachen zu tun haben. 
Das sind jene Flächen mit den Wohnungs-
beständen der 1950er und 1960er Jahre, 
die den zukünftigen Wohnbedürfnissen der 
Menschen nicht mehr entsprechen, so dass 
man sich nur dazu entschließen kann, diese 
Flächen irgendwann freizustellen und dann 
wieder neu zu bebauen. 
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‚Krupp-Gürtel‘ bezeichnen. Das gesamte 
Areal, hier mit einer Linie umfahren, ist 
unterteilt in Neubauentwicklungsgebiete 
und eine zentrale Grünfläche von mehr als 
20 ha Größe. Letztere soll als Park zwischen 
den Wohnstandorten in Altendorf und der 
City die angrenzenden, baulich zu entwi-
ckelnden Restflächen verbinden. 

Das Gelände war ursprünglich dicht bebaut 
mit Schmelzen, Schmieden und sonstigen 
Anlagen zur Metallverarbeitung. Und nun 
entsteht hier u. a. die Thyssen-Krupp- 
Zentrale. Dieses Vorhaben ist schon im Bau, 
man erkennt die zukünftige Gestalt schon 
recht gut und kann sehen, dass dort städte- 
bauliche Wunden geheilt werden.

Sehr innenstadtnah, nördlich der Univer-
sität, haben wir ein Gelände, das einst als 
Universitätserweiterungsfläche vorgesehen 
war, dann aber vor etwa zehn Jahren aus 
dem Erweiterungsplan der Universität Es-
sen wieder herausgefallen ist. Die Univer-
sität ist 25 Jahre alt und hat den damals 
prognostizierten Expansionsbedarf nicht 
mehr. Die Fläche war von der Stadt ins-
gesamt aufgekauft und dann an das Land 
veräußert worden, war Standort eines Gas-
werkes, dann zwischenzeitlich mit Bauhö-
fen u. ä. belegt, ist schließlich wieder vom 
Land zurückgekauft worden und soll jetzt 
weiterentwickelt werden. Auf dieser Ent-
wicklungsfläche ‚Thurmfeld‘ stellen wir uns 
Wohnungsbau im direkten Anschluss an 
den nördlich angrenzenden Park sowie eine 
tertiäre Nutzung entlang der Hauptstraße 
im Westen vor.

Ein weiteres Gebiet liegt noch innenstadt-
näher südlich der Universität – der ehe-
malige Großmarkt mit Gleisanschluss und 
einem großen Güterbahnhof, der wie ein 
Riegel zwischen der Universität und der 
Innenstadt lag. Man hat erkannt, dass di-
ese Fläche insgesamt entwickelt werden 
muss – dazu mussten die alten Nutzungen 
weichen. Die Vorbereitung der neuen Ent-
wicklung läuft seit etwa 20 Jahren: Das 
war beispielsweise die Absiedlung von 16 
Gewerbebetrieben, da mussten 120 Woh-
nungen freigezogen und abgerissen wer-
den, da ohne Abbruch kein Eindruck von 
dieser Fläche entstehen kann, der irgend-

Für das bessere Verständnis will ich Ihnen 
nun kurz einen Überblick über Umnut-
zungspotenziale der Stadt Essen geben. 
Um den historischen Kern der Stadt herum 
erstreckt sich zunächst einmal ein groß-
er Gürtel von Gewerbe- und Industrieflä-
chen. Daran anschließend entstanden dann 
Stadterweiterungen, um den zuziehenden 
Arbeitern und Familien Wohnraum zu bie-
ten. Bei den hier hervorgehobenen Flächen 
handelt es sich um Potenzialflächen, die in 
den nächsten Jahren umgenutzt werden 
müssen. Von diesen Flächen, die relativ in-
nenstadtnah liegen, sind gerade zwei oder 
drei soweit, dass dort bereits gebaut wird. 
Die anderen Flächen sind alle noch mit un-
terschiedlichen Nutzungen zu entwickeln. 

Die großen Flächen im Westen der Innen-
stadt sind die sogenannten ‚Kruppschen 
Flächen‘, respektive das, was wir heute als 
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welche Investoren anziehen könnte. Um 
das Ganze nach vorne zu bringen, haben 
wir eine große, auch republikweit beachte-
te Perspektivenwerkstatt mit Bürgerbetei-
ligung durchgeführt. Das Ergebnis sah sehr 
schön aus, aber es wurde vom Markt nicht 
angenommen. Wir sind dann in die Bauleit-
planung gegangen, jedoch wollte niemand 
realisieren, was an kleinteiligen Wohn- und 
Geschäftsstrukturen entworfen worden 
war. Wir mussten also mehrfach Bebau-
ungspläne innerhalb der letzten zehn Jah-
re aufstellen, um diese Flächen überhaupt 
marktfähig zu machen. Insgesamt haben 
wir bislang etwa 11 Mio. ¤ investiert. Wir 
haben auch in der Weststadt erfahren, dass 
es für ein attraktives Umfeld am besten 
ist, eine zentrale Grünfläche zu schaffen 
(6 Mio. ¤), um erst einmal die Qualitäten 
für die nächste Entwicklung vorzubereiten. 
Und natürlich ist das ein Altlastenstand-
ort, so dass wir für die Aufbereitung und 
Erschließung noch einmal etwa 6 Mio. ¤ 
kalkulieren müssen. 

Zur Umsetzung ist die Entwicklungsgesell-
schaft Universitätsviertel gegründet wor-
den. Im Plan sieht man gut den zentralen 
Park mit den Wasserflächen. Dieses Viertel  
zwischen Universität und der Innenstadt 
bietet ganz neue Qualitäten. Südlich an-
grenzend entsteht ein neues innerstäd-
tisches Einkaufszentrum mit 55.000 m2 
Verkaufsfläche, wobei zwei Drittel davon 
bereits in Kaufhäusern an gleicher Stelle 
vorhanden waren, die im Zuge dieser Neu-
entwicklung abgerissen wurden. 

Es gibt verschiedene Visionen, wie das 
später alles aussehen könnte. In Kürze soll 
entschieden werden, wie man mit den An-
geboten umgeht. Es gibt eine ganze Reihe 
interessanter Entwürfe, von denen dann 
auch hoffentlich einer umgesetzt wird. 
‚Hoffentlich‘ sage ich, weil die Rahmen-
bedingungen der Finanzmärkte auch dazu 
führen, dass solche Finanzierungen unsi-
cherer geworden sind. 

Wir haben zudem auch kleinere Brachen, 
die erst durch ihre Verbindung ein Ent-
wicklungspotenzial ergeben. Am zweiten 
Innenstadtring haben wir eine Fläche mit 

Grabeland, die für den Wohnungsbau vor-
gesehen ist, sowie eine andere Fläche mit 
verschiedenen KFZ-Betrieben und Sport-
stätten. Hier ist, auch durch den Einsatz 
von Städtebauförderung und EFRE-Mitteln 
in einer Zusammenarbeit zwischen der Es-
sener Wirtschaftsförderungsgesellschaft, 
dem Essener Technologie- und Entwick-
lungszentrum, der RWE-Systems und der 
Stadt der Bildungspark Essen entstanden.

Wenn wir uns nun einer Bergbaubrache 
zuwenden, dann haben wir in Altenessen 
eine große, einst von der Zeche Heinrich 
belegte Fläche, die sozusagen eine gute 
und eine schlechte Seite hatte. Die gute 
war die nördliche Seite, die ohne Weiteres 
durch Wohnungsbau wiedergenutzt wer-
den konnte, also rentierlich zu nutzen war. 
Der südliche Teil der Fläche blieb noch viele 
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Jahre liegen. Bis man dann über die Sanie-
rung in Altenessen so viele Standortvor-
teile und Qualitäten geschaffen hat, dass 
es wieder Zuzug und damit eine Nachfrage 
nach Flächen in diesem Stadtteil gab. Durch 
diese jahrelange Sanierung als Vorleistung 
und intelligente Lösungen im Umgang mit 
den Altlasten wurde es dann möglich, eine 
rentierliche Entwicklung anzustoßen. 

Eine der wenigen Stellen, wo wir direkt an 
der Ruhr Wohnungsbau realisieren können, 
ist die Gewerbebrache Promenadenweg im 
Essener Süden. Die Fläche ist komplett frei-
geräumt, ein Entwickler hat bereits eine 
neue Erschließung geschaffen, ein entspre-
chender Bebauungsplan ist fertig.

Wichtiger Teil der Umsetzungsstrategien –  
da erzähle ich Ihnen nichts Neues – sind 
interdisziplinäre Arbeitsgruppen, in de-
nen Stadtplanung, Umweltexperten, Tief-
bau, Grünflächenplanung, Bodenordnung, 
Wirtschaftsförderung und auch die Immo-
bilienwirtschaft zusammenarbeiten. Oft 
ist es notwendig, vorbereitenden Grunder-
werb und Bodenordnung zu betreiben. In 
Fällen, in denen wir mit der Aufbereitung 
Schwierigkeiten haben, müssen wir natür-
lich auch Fördermittelakquise betreiben. 
Ganz wichtig sind auch die Mitnahme der 
Bürgerinnen und Bürger und das Marke-
ting.

Die Modelle der Projektdurchführung las-
sen sich in drei verschiedene Kategorien 
einteilen: Zum einen kooperativ-begleitend, 
d. h. es gibt einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan, den die Stadt gemeinsam mit 
dem Eigentümer aufstellt. Das Vorgehen 
kennen Sie alle: Durchführungsverträge, 
städtebauliche Verträge, ggf. ein Koopera-
tionsmodell. Es gibt auch einen Bauland-

beschluss, über dieses Kooperationsmodell 
eine Beteiligung an den Infrastrukturfolge-
kosten zu regeln. 

Dann haben wir die Gruppe der eigenge-
steuerten Maßnahmen, insbesondere auf 
stadteigenen Grundstücken, auch dies mit 
einer interdisziplinären Projektgruppe. 
Nach Bauleitplanung und Bodenordnung 
kann das dann ggf. zu einem Projekt der 
Stadterneuerung werden, Wettbewerbe 
werden dort veranstaltet, die Ausschrei-
bungen müssen EU-weit erfolgen, sofern 
bestimmte Wertgrenzen überschritten 
werden.

Zudem gibt es noch die Gruppe, die wir ein-
mal als bilateral-aktiv bezeichnet haben. Es 
geht dabei um fremde Flächen, auf denen 
jedoch die Stadt eine Entwicklung ansto-
ßen und lenken möchte. Eine Lenkungs-
gruppe wird eingerichtet, in der natürlich 
auch der Eigentümer vertreten ist, eine 
gemeinsame Planung folgt, Wettbewerbe 
werden veranstaltet. So haben wir das z. B. 
auch im Krupp-Gürtel gemacht, wo die 
ganze Planung, der Rahmenplan und die 
Öffentlichkeitsarbeit gemeinsam mit dem 
Eigentümer entwickelt und finanziert und 
auch mit Städtebauförderungsmitteln ge-
fördert wurden. Auf diese Art und Weise 
entstand eine große Win-Win-Situation, 
weil Eigentümer und Bürger mitgenommen 
und für alle Beteiligten hervorragende Er-
gebnisse erzielt wurden. Und das auf ei-
ner Fläche, die jahrzehntelang der Stadt-
entwicklung entzogen war, da es Teil der 
Unternehmensstrategie Krupp war, diese 
Flächen nicht aus der Hand zu geben. Es 
gab jedoch ein Umdenken, und das war eine 
Riesenchance für die Stadt Essen – gekrönt 
durch die Unternehmensentscheidung, dort 
die Konzernzentrale anzusiedeln.
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Stadt Minden - Wohnbaulandmanagement in der Provinz 
Klaus Erzigkeit – Stadt Minden

Die Stadt Minden beherbergt knapp 83.000 
Einwohner auf einer Fläche von rund 
101 km2. Mit einer entsprechenden Ein-
wohnerdichte von über 820 Einwohnern 
pro km2 ist Minden somit für die Verhält-
nisse des ländlichen Raums Ostwestfalen-
Lippe relativ dicht besiedelt. Seine jetzige 
Form erhielt die Stadt durch die Gebiets-
reform 1973, als der eigentliche Kern um 
13 Ortsteile und Dörfer erweitert wurde. 
Dies spiegelt sich immer noch in der Sied-
lungsstruktur wider. Die Karte der bau-
lichen Entwicklung aus dem Flächennut-
zungsplan von 1978 veranschaulicht das. 
Die Stadt Minden verfügt über einen relativ 
großen städtischen Kern, der auch für den 
angesprochenen Einzugsbereich so etwas 
wie regionale Urbanität darstellt. Darum 
gruppiert liegen die diversen, teilweise 
noch sehr ländlichen, z. T. landwirtschaft-
lich geprägten Ortsteile und Dörfer. Gut zu 
sehen sind z. B. die Streusiedlungsbereiche 
im Mindener Norden. Auch das Umfeld der 
Stadt ist überwiegend ländlich geprägt.

Die interessante Frage im ländlichen Raum 
ist: Wie kann man eine strukturkonser-
vative Bevölkerung und Kommunalpolitik 
dazu bringen, überhaupt ein Wohnbau-
landmanagement einzuführen? Das Thema 
liegt in der Provinz vielleicht etwas näher 
an den Bürgern, da Wohnbau auf den dor-
tigen kleinen Flächen die vielen kleinen Ei-
gentümer eher direkt betrifft als in den 

großen Städten, wo wir es eher mit großen 
Wohnbaugesellschaften als Eigentümern 
zu tun haben. Aber die typischen Konflikte 
in Städten wie Minden zwischen Innen und 
Außen, zwischen den Randbereichen und 
dem Kern, prägten natürlich auch bei uns 
die Diskussionen in den letzten 30 Jahren. 
Sie bergen auch Konflikte für das Thema 
Flächenmanagement und den bewussten 
Umgang mit der Fläche.

Abgesehen von integrierten Gesamtkon-
zepten und anderen perspektivischen Über-
legungen sind es gerade konkrete und vor 
allen Dingen auch größere Einzelprojekte, 
die exemplarisch von der Dynamik und der 
Entwicklung der Stadt zeugen, diese auch 
prägen und das Interesse der Öffentlichkeit 
fokussieren. Die Dominanz dieser Projekte 
schränkt natürlich die freien Gestaltungs-
möglichkeiten, respektive auch die Stadt-
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entwicklung ein. Letztlich muss es darum 
gehen, die langfristigen Entwicklungen zu 
steuern bzw. diesen zu begegnen.

Als mindestens genauso gravierend wie der 
absolute Rückgang der Bevölkerung ist die 
Veränderung der Altersstruktur in der Stadt 
Minden einzuschätzen. Der Anteil der älteren 
wird zu Lasten der jüngeren Jahrgänge wach-
sen. Das wird die bekannten Auswirkungen 
wie etwa eine mangelnde Auslastung der 
städtischen Infrastruktur haben, vor allem 
bei Kindergärten und Schulen. Darüber hi-
naus wird der Bedarf an seniorengerechten 
Wohnungen genau wie in anderen Kommu-
nen auch zu Handlungsbedarf führen. 

Ein konkretes Beispiel ist der seit drei Jah-
ren laufende Prozess der Schulentwick-
lungsplanung, der in Minden letztlich zu 
einem Rückbau von kommunaler Infra-
struktur geführt hat. Hierbei haben wir die 
Zahl der Grundschulstandorte von 16 auf 
11 reduziert. Ähnliches, nämlich eine Re-
duzierung von 15 auf 8, haben wir jetzt 
auch mit den Feuerwehrhäusern vor. Ihnen 
allen wird klar sein, welche intensiven kom-
munalpolitischen Diskussionen eine solche 
Umsetzung voraussetzt.

Dies ist jedoch nur eine erste Reaktion auf 
die Frage: Wie teuer ist die kommunale In-
frastruktur und was können wir uns lei-
sten? Für die Wohnbauflächenentwicklung 
besonders bedeutsam ist die Entwicklung 
der haushalt- und eigentumsbildenden 
Jahrgänge, also der Haushaltsneugrün-
der. Insbesondere hier sind starke Auswir-

kungen auf die Wohnungsnachfrage und 
den Flächenbedarf zu erwarten, denn diese 
Jahrgänge sind rückläufig.

Im Vergleich mit Städten im Osten 
Deutschlands oder mit Städten im Ruhr-
gebiet erscheint der Bevölkerungsrückgang 
in Minden zwar recht moderat, er wird 
jedoch auch hier deutliche Spuren hin-
terlassen. Darüber hinaus steht die Stadt 
Minden, ähnlich wie andere Städte auch, 
vor Herausforderungen im Themenfeld Mi-
gration und Wohnungsmarkt. Die Zahl der 
Bürger mit Migrationshintergrund steigt 
stark an, zurzeit haben mindestens 20% der 
Mindener Bürger einen Migrationshinter-
grund. Das ist für unsere Region durchaus 
nicht viel, in Espelkamp beispielsweise liegt 
die Quote doppelt so hoch.

Um die bereits erwähnte strukturkonser-
vative Grundhaltung der Bevölkerung auf-
zuweichen, die sich natürlich auch in der 
Politik niederschlägt, haben wir zunächst 
einmal begonnen, gemeinsam mit Politik 
und Bevölkerung ein politisches Zielsystem 
für die gesamte Stadtentwicklung zu disku-
tieren. Wir haben strategische Zielbereiche 
definiert sowie Oberziele, strategische Un-
terziele und operationalisierte Ziele mit un-
serer Kommunalpolitik diskutiert, um die 
gesamte Entwicklung der Stadt zunächst 
einmal in eine Systematik zu bringen. 

Das Thema ‚Wohnbaulandmanagement‘ 
findet sich unter dem Punkt ‚Regionales 
Zentrum‘. Wir haben darunter strategische 
Oberziele definiert, die z. B. die Einwoh-
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nerzahl betreffen oder aber auch Sicher-
heit und Ordnung als Thema haben. Bei den 
Maßnahmen und Projekten taucht dort ne-
ben der Innenstadtentwicklung auch die 
konzeptionelle Wohnbaulandentwicklung 
als eines der operationalisierten Ziele auf, 
welche die Kommunalpolitik weiterverfol-
gen möchte. 

Natürlich stellt die Entwicklung der Flä-
chennutzung einen sehr wichtigen Aspekt 
dar. Die Siedlungs- und Verkehrsfläche in 
Minden ist von 1990 bis 2005 ungefähr um 
400 ha gewachsen, das sind knapp 5% der 
Gesamtfläche. Parallel dazu ist der Anteil 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche zu-
rückgegangen. Diese Entwicklung des Flä-
chenverbrauchs wird voraussichtlich auch 
durch den Rückgang der haushalts- und 
eigentumsbildenden Jahrgänge in Zukunft 
nicht gestoppt werden, was seine Gründe 
vor allem im Rückgang der durchschnitt-
lichen Haushaltsgröße und dem gleichzei-
tigen Anstieg der Wohnfläche pro Person 
hat. So geht auch eine Prognose des ILS 

rischen und den tatsächlichen Bedarf über-
steigt. Der Stand der Flächenausweisung 
auf der Basis des Flächennutzungsplans 
von 1978 entspricht nicht mehr unbedingt 
den heutigen Entwicklungserfordernissen 
und -perspektiven. Geeignete Informati-
onen für die qualitative Bewertung der Flä-
chen, die in Anspruch genommen werden 
sollten, lagen seinerzeit in der notwendigen 
Tiefe zudem nicht vor.

Deshalb haben wir zunächst recht simple, 
grundlegende Zielsetzungen formuliert, die 
ähnlich wie eine Präambel das Vorgehen 
bei der Ausweisung von Siedlungsflächen 
beschreiben sollen. Unterteilt in lang- 
fristige und kurzfristige Ziele und differen-
ziert nach quantitativen und qualitativen 
Aspekten haben wir einen Vorschlag entwi-
ckelt, wie mit der Ausweisung von Wohn-
bauflächen in Zukunft umzugehen ist. Sie 
werden feststellen, dass es uns zunächst 
vor allem darum ging, geeignete Informa-
tionsgrundlagen zu erarbeiten, denn diese 
hatten wir bis dato nicht. 

davon aus, dass in Minden bis 2020 ein wei-
terer Bedarf an Wohnsiedlungsfläche von 
etwa 140 ha besteht. Erst danach, in der 
Zeit von 2020 bis 2030, würde sich rechne-
risch ein negativer Bedarf von etwa 17 bis 
20 ha ergeben.

Bei der Analyse der Flächenentwicklung 
haben wir drei wesentliche Ansatzpunkte 
identifiziert. So wissen wir, dass das poten-
zielle Angebot an Wohnflächen den rechne-

Mittlerweile sind wir einen großen Schritt 
weiter. Für die Ausweisung von Wohn-
bauflächen haben wir das ‚Handlungs-
programm Konzeptionelle Wohnbauflä-
chenentwicklung‘ erarbeitet, das die drei 
Bereiche Aktivierung von Flächen mit 
Baurecht, Nachverdichtung und Aktivie-
rung von Leerständen sowie Entwicklung 
zusätzlicher Flächen bei Bedarf beinhaltet. 
Das Controlling bzw. Monitoring stellen wir 
durch ein jährliches Berichtswesen sicher.
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Wir haben dann eine Kartierung unserer 
Baulandpotentiale, die 210 ha freie Wohn-
baulandfläche umfassen, durchgeführt und 
festgestellt, dass davon auf 120 ha bereits 
Baurecht besteht. Hinzu kommt, dass der 
Regionalplan bzw. seinerzeit der Gebiets-
entwicklungsplan zusätzlich 200 ha Sied-
lungsflächenreserven ausweist. Diese Zah-
len rühren daher, dass es früher Praxis der 
Baulandausweisung in Minden war, Flächen 
über den Bedarf hinaus auszuweisen, um 
die Baulandpreise niedrig zu halten. Be-
sonders in der jüngeren Vergangenheit war 
es in der Regel so, dass Baugebiete durch 
Erschließungsträger entwickelt wurden. Die 
Erkenntnis, dass diese Zahlen und dieses 
Vorgehen nicht mit den grundsätzlichen 
Zielen für die Baulandausweisung überein-
stimmen und eine Innenentwicklung vor 
einer Außenentwicklung, eine verstärkte 
Nutzung vorhandener Baulandpotenziale 
sowie eine bedarfsorientierte Ausweisung 
von Siedlungsflächen so nicht realisierbar 
wären, führte dann zu der Erarbeitung 
eines neuen Ansatzes für die Wohnflächen-
entwicklung, vor allem auch im Rahmen 
des ‚Modellprojektes Flächenmanagement‘.

Wir haben mit der Politik also einen Beur-
teilungsansatz für das Anlegen eines mög-
lichst objektiven Maßstabes mit den Zielen 
diskutiert, bei der Ausweisung von Wohn-
bauflächen zum einen vor der Neuauswei-
sung auch alte Flächen heranzuziehen und 
den Flächennutzungsplan grundlegend zu 
überarbeiten. Das übergeordnete Ziel dabei 
ist natürlich eine verbesserte Steuerung der 
städtebaulichen Entwicklung.

Das potenzielle Bauland, also die im Flä-
chennutzungsplan ausgewiesenen Flächen, 
wurden dann mit Flächensteckbriefen ver-
sehen, in denen von der Lagebezeichnung 
bis zur Entfernung zum Stadtzentrum oder 
zum nächsten Kindergarten eine Vielzahl 
an Informationen enthalten sind. Auf der 
Basis von Beurteilungskriterien wurden 
dann positive, neutrale und negative Be-
wertungen vorgenommen. Das betraf ins-
besondere die städtebauliche Lage, aber 
etwa auch die Entfernung einer Wohnbau-
fläche zum ÖPNV oder zu zentralen Versor-
gungsbereichen.

Im Ergebnis hatten wir dann vier Priori-
tätsstufen, wobei wir von den im Flächen-
nutzungsplan ausgewiesenen Flächen un-
ter den genannten Beurteilungskriterien 
vorrangig rund 14 ha entwickeln wollen. 
Einzelne Flächen vierter Priorität sind nach 
intensiven Diskussionen mit den Ortsvor-
stehern entsprechend aus dem Flächennut-
zungsplan genommen worden.

Wir haben, was die konzeptionelle Wohn-
bauflächenentwicklung angeht, das Ziel der 
Aktivierung von Baulücken, Nachverdich-
tungspotentialen, Leerständen und Brachen 
mittlerweile gut erreicht bzw. sind auf einem 
guten Wege. Bei der Schaffung von neuem 
Bauland haben wir die Anwendung unserer 
Flächenbewertungen konsequent durchgehal-
ten und das wenige, was wir überhaupt noch 
gemacht haben, am Bedarf orientiert. Zudem 
haben wir auch ein adäquates Berichtssys- 
tem aufgebaut. Die Statistik weist mittler-
weile einen deutlichen Rückgang an freien 
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Wohnbaulandflächen aus: Während wir im 
Jahr 2004 noch 225 ha zur Verfügung hatten, 
waren es Ende des Jahres 2008 noch 199,7 ha. 
Das ist ein ziemlich großer Erfolg für die Stadt 
Minden. Wir hatten 2005 erst einen Anteil 
von etwa 15% der Bautätigkeit in Baulücken, 
inzwischen haben wir dort 50% erreicht –  
eine Folge unserer Förderung der Nachver-
dichtung.

Fazit: Was die Baulandentwicklung angeht, 
so habe ich ja dargestellt, dass wir vor einem 
Wachstum mit absehbarem Ende stehen. 
Mit Bezug auf die Infrastruktur muss man 
festhalten, dass eine weitere Ausdehnung 
in die Fläche auch zu einer schlechteren 
Auslastung, also höheren Kosten für die 
Kommune und damit letztlich zu höheren 
Kosten für die Bürger führen würde. Ich bin 
überzeugt, dass vor dem Hintergrund der 
finanziellen Situation eigentlich aller Kom-
munen in NRW allein dieser Aspekt lohnt, 
die Anstrengung zu wagen, sich hier auf 
ein strukturiertes, nicht immer einfaches 
und oft konfliktbeladenes Vorgehen ein-
zulassen.

Ich glaube, dass wir uns, wie auch viele 
andere Kommunen nicht nur in NRW, da-
rüber Gedanken machen müssen, wie wir 
die notwendige Infrastruktur auch künftig 
noch finanzieren können und was qualita-
tiv eigentlich wirklich notwendig ist. Die 
Beteiligung der Bürgerschaft ist bei solch 
einem Vorgehen natürlich unverzichtbar. 
Im Ergebnis wird das dazu führen, dass 
sich Infrastruktur tendenziell aus der Flä-
che zurückzieht. Dabei sollte aus meiner 
Sicht aber gleichzeitig eine Qualitäts- oder 
Standardverbesserung herauskommen, so 
z. B. bei der eingangs erwähnten Schulent-
wicklungsplanung verbesserte Lernbedin-
gungen für Lehrer und Schüler.

Im Ergebnis entstehen sicherlich Konzen-
trationstendenzen in den Städten, wo-

durch sich die Standortbedingungen der 
am ländlichsten geprägten Wohngebiete 
verschlechtern werden. Das bedeutet kon-
kret, dass wir uns in Zukunft insbesondere 
der Entwicklung der Ortsteile zuwenden 
müssen. 

Ich möchte abschließend darauf einge-
hen, welche generellen Erfolgsfaktoren für 
Entwicklungsprozesse aus den Erkenntnis-
sen unserer Auseinandersetzung mit den 
Wohnbauflächenentwicklungen formuliert 
werden können. Der erste Erfolgsfaktor 
ist es, anpassungs- und fortschreibungs-
fähige, also nicht statische Konzepte zu 
erarbeiten, in denen verbindliche Ziele 
formuliert werden, deren Erreichung kon-
trolliert und die ggf. angepasst werden 
können. Hier ist schon der zweite Faktor, 
nämlich die Verbindlichkeit, genannt. Es hat 
schon zu viele Planungen gegeben, die nur 
Planungen geblieben, in den Schubladen 
verschwunden sind und letztendlich nicht 
umgesetzt werden konnten. Wir haben im 
Rahmen des ‚Modellprojektes Flächenma-
nagement‘ über die Einbindung von Politik 
und Bürgerschaft während der gesamten 
Erarbeitung eine Verbindlichkeit der Ergeb-
nisse, d. h. der Ziele und Projekte herge-
stellt. Wie gut dieser gemeinsame Schwur 
hält, wird die Zukunft zeigen. Bisher jeden-
falls funktioniert das in Minden. Ich glau-
be, das Herstellen von Verbindlichkeit ist 
der entscheidende Punkt. Im unmittelbaren 
Zusammenhang damit steht auch der dritte 
Erfolgsfaktor, nämlich die Kooperation und 
der Dialog. Die Einbindung und Partizipa-
tion, sowohl der Entscheidungsträger als 
auch der Menschen einer Stadt insgesamt, 
ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die 
Entwicklung von Veränderungsprozessen. 

Wesentliche Informationen und Erkennt-
nisse, Grundlagen und strategische Aus-
richtungen stammen hierbei aus dem Fo-
rum Baulandmanagement NRW.
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Diskussion 
Thomas Lennertz: Ist das denn die Einsicht der Öko-
nomie, dass die Politik diesen Weg mitgeht? Oder ist 
das dem konsequenten Abarbeiten nach Strategiezie-
len und Oberzielen zu verdanken? Konnten Sie der Po-
litik deutlich machen, dass dahinter ein ökonomischer 
Zwang steht, wenn Sie Grundschul- oder Feuerwehr-
standorte aufgeben? Denn schließlich ist das ja ein 
unheimliches Zurückgehen hinter eine möglicherweise 
einmal in Plänen vorgedachte Entwicklung.

Klaus Erzigkeit: Man muss wissen, dass im Hin-
tergrund der Mindener Politik immer noch ein Ent-
wicklungsplan aus den 1970er Jahren steht, der eine 
Bevölkerung von 125.000 Einwohnern vorsah. Das 
hat lange Einfluss auf die Straßeninfrastruktur usw. 
gehabt. Das Thema ‚Qualität‘ war in der Tat vordring-
lich für die Politik. Wenn ich das Beispiel Schulent-
wicklungsplanung nehme, dann haben wir zunächst 
einmal auf der qualitativen Basis diskutiert. Wie 
können wir eine gute Grundschule mit vernünftiger 
Lehrerausstattung usw. sicherstellen? Da kamen wir 
gemeinsam mit den Eltern, die wir beteiligt haben, 
in Workshops zu dem Schluss, dass das nur funkti-
oniert, wenn eine Schule mindestens zweizügig ist. 
Von dieser Grundprämisse ausgehend haben wir uns 
die zu erwartenden Einschulungszahlen der Grund-
schulen angeschaut. Und dabei war eben das Ergeb-
nis, dass eine ganze Zahl von Grundschulen eben 
nicht zweizügig sein kann, weil keine erforderliche 
Anzahl an Kindern da ist. Nach durchaus immer noch 
harten Diskussionen kam man dann zu dem Ergebnis, 
einzelne Schulen zu schließen. Häufig wurde dann 
gefordert, zwei Schulen zu schließen und eine neue 
zu bauen, das gibt es dann auch analog gerne bei der 
Feuerwehr. Der Umzug in ein neues gemeinsames 
Gebäude ist leichter zu gestalten als das Zusammen-
führen in einem bestehenden. Nichtsdestotrotz, das 
kann man durchaus schaffen.

Plenum: Welche Bedeutung hat das Thema stadtre-
gionale Baulandpolitik für Minden? Inwieweit findet 
eine Abstimmung mit den Umlandgemeinden statt, 
um zur einer Kooperation und Abschaffung der Kon-
kurrenzsituation zu gelangen?

Klaus Erzigkeit: Da die Landesgrenze nach Niedersach-
sen drei Kilometer östlich des Stadtzentrums verläuft, 
haben wir eine besondere Situation. Das ist ein Pro-
blem, das man immer im Hinterkopf haben muss. Die 
nächste Stadt im Osten ist die Stadt Bückeburg in 
Niedersachsen, mit der wir jetzt einen gemeinsamen 
Planungsverband für die Realisierung des ‚RegioPort 
Weser‘ gegründet haben. Dafür war natürlich erst ein-
mal ein Staatsvertrag mit Hannover erforderlich. Das 
geht alles, aber solche Probleme hat man natürlich 
nicht, wenn man mitten in Nordrhein-Westfalen liegt. 
Aber auch dieses tun wir, wir reden also durchaus mit 
unseren Nachbarstädten in Niedersachsen.

Dann haben wir natürlich die Umlandgemeinden, 
die schon im ‚Speckgürtel‘ der Stadt liegen. Unter 
dem Aspekt der gestiegenen Benzinpreise in den 
letzten fünf bis sieben Jahren neige ich jedoch eher 
dazu zu sagen „lagen“. Ich schätze ja den Ausdruck 
‚Mittelstadt mit oberstädtischen Funktionen‘, die 
haben wir de facto auch, wir haben auch eine Fach-
hochschule, und vielleicht kokettiere ich manchmal 
auch mit dem Begriff ‚Provinz‘. Nichtsdestotrotz: 
Was liegt schon hinter Bielefeld vom Kern Nord- 
rhein-Westfalens aus gesehen? Da kommt ja nicht 
mehr viel.

Am Rand unseres ehemaligen Speckgürtels haben wir 
aber durchaus das Phänomen, dass alte Menschen ihre 
alten Bauernhäuser verkaufen möchten – die möchte 
aber keiner mehr haben. Insofern ist die Konkurrenz-
situation eine durchaus andere geworden, das Bild hat 
sich gewandelt und wir gehen unter anderen Voraus-
setzungen auf unsere Nachbargemeinden zu. Es geht 
nicht mehr darum zu verhindern, dass diese an unseren 
Stadtgrenzen noch einen Bebauungsgebiet ausweisen 
mit einem Preis von 40� pro m2. Diese Grundstücke 
würden sie gar nicht mehr loswerden, und das ist für 
uns auch ganz erfreulich. Die Bevölkerung zieht eher 
in die Stadt hinein. Wir haben jetzt vor, dieses ko- 
operative Modell zur Nachverdichtung den anderen 
Gemeinden vorzustellen, damit diese es vielleicht auch 
schaffen, ihre Siedlungen zu verdichten und nicht wei-
ter in die Fläche zu gehen.
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Kommunales Bodenmanagement – 
Ergebnisse einer aktuellen Befragung
Dr. Egbert Dransfeld  –  
Institut für Bodenmanagement

Im Jahr 2000 hat das Forum Baulandma-
nagement NRW bundesweit in der Arbeit 
‚Bausteine zum Baulandbeschluss‘ kom-
munale Baulandbeschlüsse hinsichtlich 
ihrer Zielsetzungen, Instrumentarien, 
spezif ischen Regelungen und Festset-
zungstiefe untersucht und Empfehlungen 
für kommunale Baulandbeschlüsse ge-
geben.1 Hierauf aufbauend möchte das 
Forum Baulandmanagement NRW die oft 
langjährigen Erfahrungen der Kommu-
nen mit ihren Baulandbeschlüssen bzw. 
Baulandstrategien zusammenstellen und 
hierbei auch einen Blick auf die künftigen 
Aufgaben der Kommunen unter Berück-
sichtigung der veränderten Rahmenbe-
dingungen werfen.

Fragestellungen, die sich für die Evaluie-
rung der Baulandbeschlüsse und -strate-
gien ergeben, sind insbesondere:
•	 Wie haben sich Baulandbeschlüsse und 

-strategien in der Vergangenheit be-
währt?

•	 Sehen die Kommunen Anpassungs- 
und Änderungsbedarf auf Grund neuer 
Rahmenbedingungen?

•	 Welchen künftigen Anforderungen 
unterliegen Baulandbeschlüsse und 
-strategien?

•	 Können Baulandbeschlüsse und -stra-
tegien auch unter den neuen Rah-
menbedingungen kommunale Ziel-
setzungen unterstützen oder sind sie 
nicht mehr im bisherigen Umfang er-
forderlich?

Zur Beantwortung dieser Fragen hat das 
Institut für Bodenmanagement im Auf-
trag des Forum Baulandmanagement NRW 
Anfang 2009 bundeweit 141 Kommunen 
schriftlich befragt, wovon 71 antworteten.

Als Ergebnis der Befragung lässt sich zu-
sammenfassend festhalten: Baulandbe-
schlüsse und -strategien haben sich in der 
Vergangenheit aus Sicht der Kommunen 

bewährt. Sie stellen ein wichtiges Instru-
ment des kommunalen Baulandmanage-
ments dar. Die gesetzten Ziele, insbeson-
dere die Bereitstellung von ausreichend 
bezahlbarem Bauland und die (Re-)Finan-
zierung der Kosten der Baulandbereit-
stellung, konnten weitestgehend erreicht 
werden. Die meisten Kommunen sehen 
ihre Baulandbeschlüsse und -strategien als 
wichtig an – und als notwendig, um die 
gesetzten Ziele zu erreichen.

Für die meisten Kommunen stellen Bau-
landbeschlüsse und -strategien auch unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen der 
veränderten Rahmenbedingungen nach wie 
vor ein wichtiges Instrument der Boden-
politik dar, wenn auch unter geänderten 
Vorzeichen.

Kommunale Bodenpolitik ist letztlich mehr 
als nur die Entwicklung, Finanzierung und 
Vermarktung von Baugrundstücken. Sie 
kann ebenso bedeutsam für darüber hinaus-
gehende Aufgaben wie etwa Bestandsent-
wicklung und -aufwertung, Zwischennut-
zungen oder interkommunale Kooperation 
auf dem Bauland- / Wohnungsmarkt sein. 
Eine umfassende kommunale Bodenpolitik 
ist Voraussetzung für die Bewältigung der 
anstehenden Zukunftsaufgaben.

Baulandbeschlüsse und -strategien sind 
auch – und gerade – unter dem Aspekt der 
sich verändernden Rahmenbedingungen 

1 Dransfeld, E.; Freckmann, J.; 
Joeres, B. u. Pfeiffer, P.: Bausteine 
zum Baulandbeschluss. Hrsg. vom 
Forum Baulandmanagement NRW, 
Dortmund, 2000.
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kein ‚Auslaufmodell‘. Sie sind nicht (mehr 
nur) als Instrument der Baulandentwick-
lung allein zu verstehen, sondern als um-
fassendes kommunales Flächenmanage-
ment. Sie dienen der Bewältigung künftiger 
kommunaler Aufgaben, insbesondere unter 
Berücksichtigung
•	 der Erfordernisse einer nachfrageori-

entierten Baulandentwicklung mit ver-
stärkter Berücksichtigung qualitativer 
Aspekte,

•	 eines optimierten Bestandsmanagements,
•	 regionaler Aspekte und zunehmender 

Erfordernisse interkommunaler Koope-
ration sowie

•	 des Erfordernisses der Optimierung der 
Flächennutzungen unter Berücksich-
tigung ökologischer und klimatischer 
Aspekte.

Baulandstrategien – seien sie festgelegt 
als politische Grundsatz- bzw. Detailbe-
schlüsse oder verwaltungsintern geregelte 
Vorgehensweisen – sind auch künftig ein 
sinnvoller Weg, die Leitbilder und Zielset-
zungen der kommunalen Bodenpolitik zu 
verankern und umzusetzen, das Problem-
bewusstsein zu schärfen und Perspektiven 
für die Bewältigung der Zukunftsaufgaben 
zu entwickeln.

Eine ausführliche Darstellung sowie Interpretation der Befra-
gungsergebnisse bietet folgende Veröffentlichung, der auch 
die obigen Textpassagen entnommen sind und die kosten-
frei beim Forum Baulandmanagement NRW bestellt werden 
kann:

Dransfeld, E. und Pfeiffer, P.: Evaluierung von kommunalen 
Baulandbeschlüssen und -strategien. Hrsg. vom Forum Bau-
landmanagement NRW, Dortmund 2009.

Diskussion
Plenum: Ein Aspekt, den wir in den letzten Jahren 
im Forum häufig diskutiert haben, ist der Paradig-
menwechsel von der Baulandmobilisierung auf der 
‚grünen Wiese‘ hin zum Flächenrecycling. Spiegelt 
sich diese Veränderung auch in den Ergebnissen Ih-
rer Umfrage wider?

Egbert Dransfeld: In der Kumulation der Antworten 
ist eindeutig festzustellen, dass die überwiegende 
Zahl der befragten Gemeinden der Überzeugung ist, 
dass die ‚Grüne-Wiese-Entwicklung‘ – auch wenn sie 
mittelfristig noch notwendig sein wird – langfristig 
betrachtet ein Auslaufmodell ist und wir den Fokus 
auf Innenentwicklung und Brachflächenreaktivie-
rung legen müssen. Allerdings: Geantwortet haben 
nicht die Politiker, sondern Stadtplaner und profes-

sionelle Flächenmanager, die das Thema möglicherwei-
se schon anders adaptiert haben als die Bevölkerung 
und die Politik. Aber zumindest in dieser ‚Kaste‘, davon 
bin ich überzeugt, ist das Thema angekommen.

Plenum: Nicht alle Städte, die Baulandmanagement 
betreiben, sind im Forum organisiert. Sie haben ja 
auch Zahlen genannt, die offensichtlich über das Fo-
rum hinausgehen. Haben Sie einen Überblick, wie viele 
Städte in Nordrhein-Westfalen überhaupt einen Bau-
landbeschluss haben?

Egbert Dransfeld: Das weiß ich wirklich nicht. Man 
hat dies leider bisher nicht systematisch abgefragt. 
Vor meinem Erfahrungshintergrund würde ich zwi-
schen 30 und 40% schätzen.
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Stephan Keller –  
Städte- und Gemeindebund NRW

Politisches und planerisches Kernanliegen 
der letzten 15 bis 20 Jahre war die Mo-
bilisierung von Bauland. Dies resultierte 
aus der Verknappung des Angebots in den 
1980er Jahren, bedingt durch Zuwande-
rung und demographische Entwicklung. Die 
sogenannten ‚Babyboomer‘, die geburten-
starken Jahrgänge, sorgten für eine hohe 
Nachfrage. Wenn wir davon ausgehen, dass 
die eigentumsbildende Generation jene 
Leute umfasst, die zwischen 30 und 45 
Jahre alt sind, dann drängten diese bis zu 
Beginn dieses Jahrzehnts auf den Markt. 
Erst jetzt verschwinden sie langsam wie-
der – mit den Konsequenzen, zu denen ich 
gleich kommen werde. 

Was hat sich am Paradigma ‚Bauland mo-
bilisieren ist wichtig, insbesondere unter 
Schonung des städtischen Haushaltes‘ nun 
geändert? Im Bericht des Rates für Nach-
haltige Entwicklung aus dem Jahre 2004, 
in dem auch das Ihnen bekannte 30 ha-Ziel 
formuliert ist, heißt es: „Die Idee, mit der 
Ausweisung von Gewerbegebieten und 
Wohnungsbauflächen auf der grünen Wie-
se die Wirtschaft anzukurbeln und sozi-
alen Ausgleich zu schaffen, ist gescheitert.“ 
Die kommunale Planungshoheit sieht der 
Rat für Nachhaltige Entwicklung nicht 
durch eine Verwirklichung des 30 ha-Ziels 
bedroht, sondern durch einen interkom-
munalen Wettbewerb, in dem bedrohliche 
Schattenkosten durch überdehnte Erschlie-
ßung und Infrastruktur die kommunale 
Handlungshoheit ökonomisch und fiskalisch 
aushöhlen. Dieser Paradigmenwechsel ist 
für einen Kommunalvertreter starker Tobak.

Man kann ihn auch daran festmachen, dass 
dieses 30 ha-Ziel 2003 / 2004 erst einmal in 
die ‚Öko-Ecke‘ einsortiert wurde. Aber in-
zwischen hat sich diese Idee weit in das po-
litische Bewusstsein und in die politischen 
Aktionen – auch unserer Landesregierung –  
eingegraben und ist, so glaube ich, ein all-
gemein akzeptiertes Ziel – mit Folgen für 
die kommunale Baulandpolitik.

Der Weg vom Paradigma ‚Mobilisieren zu ge-
ringen Kosten‘ hin zum Thema ‚Flächenspa-
ren / Innenentwicklung‘ spiegelt sich auch in 
der Rechtsentwicklung der letzten 20 Jahre 
wider. So war das Thema ‚Mobilisierung‘ der 
Antrieb für alle größeren Änderungen des 
Baugesetzbuches in den 1990er Jahren. Das 
Baugesetzbuch, seit 1987 in der Nachfolge 
des Bundesbaugesetzes, ist erstmals nach 
der Wiedervereinigung geändert worden, 
um den Bedarfen in den neuen Bundeslän-
dern Rechnung zu tragen. Dazu zählen das 
BauGB-Maßnahmengesetz von 1990 und 
das Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz von 1993, das wiederum das 
BauGB-Maßnahmengesetz und das BauGB 
in verschiedenen Punkten geändert hat.

Was hat man gemacht? Man hat die Verfah-
ren gestrafft, das Vorkaufsrecht weiterent-
wickelt und insbesondere die städtebau-
lichen Verträge erstmals gesetzgeberisch 
normiert. Nicht, dass es diese nicht vorher 
auch schon gegeben hätte, aber vorher war 
es eben sehr stark durch die Rechtspre-
chung geprägtes Recht. Seit 1990 standen 
die städtebaulichen Verträge im BauGB-
Maßnahmengesetz. Die städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme ist reaktiviert 
worden (es gab sie schon einmal im Städte-
bauförderungsgesetz von 1971) – durchaus 
mit einer gewissen Anwendungspraxis in 
den 1990er Jahren. Inzwischen ist, zumin-
dest was die tatsächliche Durchführung 
dieser Maßnahmen anbelangt, eine gewisse 
Ruhe eingekehrt.

Kommunale Handlungsmöglichkeiten im Spiegel der 
rechtlichen Entwicklungen
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Im BauROG, dem Gesetz zur Änderung des 
Baurechts und des Raumordnungsrechts 
von 1998, hatten wir planungsrechtliche 
Verbesserungen dadurch, dass man den 
Naturschutz – Stichwort Baurechtskom-
promiss – in einer wie ich finde durchaus 
planungsfreundlichen Art und Weise ins 
BauGB integriert hat. Der eigentliche Mei-
lenstein war jedoch die Integration der 
städtebaulichen Verträge. Beim befristeten 
BauGB-Maßnahmengesetz und dem Inve-
stitionserleichterungsgesetz war man sich 
ja noch nicht so ganz sicher, ob man diese 
Form des kooperativen Handelns im Städ-
tebau tatsächlich fortführen und auch ver-
stetigen wollte. Mit dem BauROG ist diese 
Entscheidung gefallen, man hat das Recht 
der städtebaulichen Verträge ins BauGB 
übernommen. Ebenso wurde der VEP – oder 
wie er dann hieß: der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan – im BauGB verankert. Man 
hat schließlich für ein weiteres Element der 
Verfahrenserleichterung und -beschleuni-
gung gesorgt, indem man die präventive 
Kontrolle, also die Genehmigungspflicht 
der meisten Bebauungspläne, abgeschafft 
hat. Dies waren die Meilensteine in den 
1990er Jahren.

Das EAG Bau 2004 hatte dann wieder an-
dere Schwerpunkte. Hier ging es in erster 
Linie darum, die strategische Umweltprü-
fung, die sogenannte Plan-UP, ins Bau-
recht zu integrieren. Seitdem haben wir die 
Umweltprüfung, den Umweltbericht und 
die Verpflichtungen zum Monitoring im 
Gesetz. Im Bereich der Baulandentwicklung 
kamen die vereinfachte Umlegung, hervor-
gegangen aus der alten Grenzregelung, und 
das Thema Baurecht auf Zeit hinzu, also 
die Möglichkeit, bedingtes oder befristetes 
Baurecht vorzusehen.

Baulandmobilisierung und Verfahrenser-
leichterungen standen also im Vorder-
grund. Man wollte den Kommunen ein In-
strumentarium an die Hand geben, schnell 
und kostengünstig Bauland entwickeln zu 
können, um den tatsächlichen Gegeben-
heiten auf dem Markt Rechnung zu tra-
gen. Auf dieser Basis existieren umfassende 
Möglichkeiten zur Baulandmobilisierung 
unter Schonung des städtischen Haus-
halts.

Ich freue mich ganz besonders, dass – wie 
die aktuelle Umfrage belegt (vgl. Beitrag 
Dransfeld) – kaum Rechtsprobleme ge-
sehen werden. Das deckt sich auch mit 
meinem Bild. Auf der Basis dessen, was in 
den 1990er Jahren an Gesetzgebung ge-
schaffen worden ist, können wir tatsächlich 
alles das machen, was wir machen wollen: 
Traditionelle Angebotsplanung sowieso –  
das macht aber heutzutage so gut wie 
keiner mehr –, Bodenbevorratungspolitik, 
Zwischenerwerbsmodelle, entweder direkt 
über die Kommune oder mit einer kommu-
nal beherrschten Gesellschaft. Ich glaube 
in der Tat, dass dies das Modell ist, bei dem 
die Gemeinde am meisten steuernden Ein-
fluss hat, auch wenn sie natürlich gewisse 
Risiken wie Vorfinanzierung oder Vermark-
tung trägt. Die Handlungsspielräume der 
Kommune sind dabei aber besonders groß.

Die Frage ist jedoch, wer dieses Vorgehen 
heutzutage noch finanzieren kann. Allein 
die Kommunen in Nordrhein-Westfalen ha-
ben zurzeit über 13 Milliarden Euro an Kas-
senkrediten aufgenommen. 175 Kommunen 
sind in der Haushaltssicherung, 110 haben 
einen Nothaushalt. Aus den Diskussionen 
der letzten Monate wissen wir, dass eini-
gen Städten die Überschuldung droht – mit 
Konsequenzen, die wir uns gar nicht rich-
tig vorstellen können und die auch in der 
kommunalen Finanzwelt bisher eigentlich 
eher in fernen theoretischen Diskussionen 
erörtert worden sind. Und das betrifft nicht 
nur einzelne Großstädte im Ruhrgebiet. Die 
kommunale Finanzsituation ist nach wie 
vor verheerend. Insofern sind die Möglich-
keiten des Zwischenerwerbs und der Bo-
denvorratspolitik sicherlich in vielen Ge-
meinden nur eingeschränkt zu realisieren.

Als fast gleichwertig jedoch, und auch das 
hat die Umfrage bestätigt, ist das Thema 
städtebauliche Verträge zu sehen – also 
kooperative Strategien, um die wohnbau-
politischen und fiskalischen Vorstellungen 
der Gemeinde über städtebauliche Verträge 
mit den entsprechenden Eigentümern zu 
realisieren. Obwohl sie in der Praxis nicht 
mehr allzu oft Anwendung findet, hat auch 
die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
hier nach wie vor eine gewisse Bedeutung 
in Form eines ‚Drohmittels‘, wenn es denn 
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nicht zu einer Kooperation mit den Eigen-
tümern kommt.

Der Rechtsrahmen bietet also eine gute Ba-
sis für Kooperationsmodelle. Wir können die 
Vorbereitung und Durchführung städtebau-
licher Maßnahmen auf den Vertragspartner 
übertragen, wir können Planungskostener-
satz einfordern – und zwar auch für interne 
Kosten, was die Rechtsprechung vor einigen 
Jahren noch einmal klar gestellt hat: Soweit 
sich eine Leistung nach § 4b BauGB priva-
tisieren ließe, können die internen Kosten, 
falls die Leistung nicht vergeben wird, auf 
den Investor abgewälzt werden. Sofern ein 
unmittelbarer Zusammenhang besteht, ist 
auch ein Folgekostenersatz möglich, worauf 
ich später noch eingehen werde. Deswei-
teren haben wir eine Berücksichtigungsfä-
higkeit sozial-, familien- und umweltpoli-
tischer Zielsetzungen (z. B. zur Förderung 
erneuerbarer Energien oder der Wohnbe-
darfe bestimmter Bevölkerungsgruppen). 

Die Abschöpfung der Bodenwertsteige-
rungen im Rahmen der maßnahmebe-
dingten Kosten ist ohne weiteres und zwar 
einschließlich dieser sozialpolitischen oder 
auch ökologischen Zielsetzungen mög-
lich. Die Formulierung ‚im Rahmen der 
maßnahmebedingten Kosten‘ ist dabei 
aber die große Einschränkung. Meines Er-
achtens bewegen wir uns auf sehr unsi-
cherem Terrain. Ich würde soweit gehen zu 
sagen, dass alles, was über den Kostener-
satz, also die Abschöpfung des Planungs-
wertes oberhalb der Kosten der Bauland-
produktion, hinausgeht, rechtswidrig ist. 
In allen Baugesetzbuch-Novellen und in 
allen Änderungskommissionen zur Fort-
entwicklung des BauGB ist immer wieder 
über diese Frage diskutiert worden: Sollen 
wir Möglichkeiten eröffnen, Planungswerte 
abzuschöpfen? Doch diese Frage ist im-
mer wieder mit ‚Nein‘ beantwortet worden. 
Ich glaube, hier gibt es einen ganz klaren, 
gesetzgeberisch erkennbaren Willen, dies 
nicht zuzulassen. Insofern führt kein Weg 
an der These vorbei, dass wir nur im Rah-
men der maßnahmebedingten Kosten Pla-
nungswert abschöpfen können.

Ausgehend von dieser These kann man 
nun trefflich darüber streiten, was denn 

noch ‚maßnahmebedingt‘ ist. Die Recht-
sprechung sagt, man darf keine gemeinde-
gebietsbezogene Betrachtung vornehmen, 
gerade bei unterschiedlichen Baugebieten. 
Man darf auch nicht hochrechnen, welchen 
Bedarfszuwachs an bspw. Kindergarten-
plätzen die Baulandentwicklung insgesamt 
bringt und dies dann auf alle umlegen. Man 
muss vielmehr ermitteln, was die konkrete 
Maßnahme an Folgebedarf bringt und 
kann das dann auch umlegen. Das führt 
dazu, dass wir auch als Verband in der Be-
ratungspraxis gegenüber Pauschalen eine 
eher skeptische Haltung einnehmen. Ein 
25%-Modell halte ich nicht deshalb für 
problematisch, weil es vielleicht ein un-
angemessener Anteil ist, sondern weil es 
eben keinen konkreten Bezug mehr zu den 
maßnahmebedingten Kosten aufweist. Hier 
besteht immer die Gefahr eines Verlusts des 
konkreten Bezugs. Insofern sollte man hier 
vorsichtig sein.

Ich glaube, etwas großzügiger kann man 
es handhaben, wenn wir eben nicht über 
so große Pauschalen reden, sondern die 
Kosten aufschlüsseln und dann bestimmte 
Anliegen, etwa die Förderung von Bevölke-
rungsgruppen mit besonderen Bedürfnissen 
auf dem Wohnungsmarkt, mit beispielswei-
se 2,5% des Grundstückswertes beziffern. 
Das wäre meiner Ansicht nach dann schon 
wieder ein konkreter Zweck, wobei man 
aber sicherlich darüber streiten kann, ob 
eine solche Pauschale zulässig wäre.

Man kann natürlich sagen: „Es ist ein kal-
kulierbares Risiko. Wenn alle von dem Ge-
schäft profitieren, wird keiner klagen und 
dann sind alle glücklich.“ Ich glaube, auf 
dieser Basis fahren auch die meisten Kom-
munen, die diese Modelle anwenden. Mir 
ist auch kein Fall bekannt, dass eine sol-
che 25%-Regelung irgendwo vor Gericht 
gekippt wäre. Aber letztlich gibt es hier 
sicherlich rechtliche Risiken.

Inzwischen gibt es auch in der Gesetzge-
bung Bestrebungen, die vom Thema Mo-
bilisieren hin zum Thema Flächensparen 
und Innenentwicklung führen. Im Regie-
rungsentwurf zur vorerst letzten Novelle 
des BauGB 2006, das dann zum 01.01.2007 
in Kraft getreten ist, heißt es: „Eine we-
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sentliche Zielsetzung der im Koalitions-
vertrag ebenfalls vereinbarten Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie ist die Verringe-
rung der Flächeninanspruchnahme durch 
Stärkung der Innenentwicklung. Mit dem 
Gesetzentwurf sollen daher auch die vor-
handenen Potenziale durch Wiedernutzung 
von Flächen, Nachverdichtung und andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung bes-
ser ausgeschöpft werden, um die gezielte 
erstmalige Inanspruchnahme von Flächen 
für Siedlungszwecke weiter zu verringern.“ 
Ziel ist also die Innenentwicklung und Re-
duzierung der Flächeninanspruchnahme, 
wobei die Frage ist, wie man hier auf die 
Formulierung „weiter verringern“ kam – bis 
jetzt hat es noch keine Verringerung der 
erstmaligen Inanspruchnahme von Flächen 
gegeben.

Diese Zielsetzung schlägt sich auch im Ge-
setz nieder, nämlich in Verfahren, mit de-
nen man speziell im Innenbereich etwas 
bewirken kann. Im Wesentlichen sind das 
Verfahrenserleichterungen, die Anreize set-
zen sollen, eben verstärkt auf das Thema 
Innenentwicklung zu setzen: Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB und 
die Flexibilisierung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans. Eigentlich eher dem The-
ma Stärkung der Innenstädte und Einzel-
handel zuzuordnen sind die sogenannten 
Ausschlussbebauungspläne nach § 9 Abs. 
2a BauGB als neues ‚Zaubermittel‘ der Ein-
zelhandelssteuerung sowie die privaten 
Initiativen der Stadtentwicklung, in Nord- 
rhein-Westfalen geregelt im Gesetz über 
Immobilien- und Standortgemeinschaften. 
Auch das Landschaftsgesetz 2006 hat die 
Möglichkeiten zur Innenentwicklung ge-
stärkt. Wenn Flächen einmal baulich oder 
verkehrlich genutzt waren und sich nach 
Aufgabe der Nutzung dort Biotope ent-
wickeln, dann ist die spätere Beseitigung 
dieser Biotope kein Eingriff in Natur und 
Landschaft.

Ich wage jetzt eine Prognose: Wir werden 
im nächsten Jahr, ganz unabhängig vom 
Ausgang der Bundestagswahl, mit hoher 
Wahrscheinlichkeit wieder eine Diskussion 
um eine Novelle des BauGB führen. Diese 
wird nicht vorrangig dem Thema Flächenin-

anspruchnahme gewidmet sein, aber sie 
wird auch dieses Thema betreffen. Im Vor-
dergrund wird das Thema ‚Klimaschutz und 
Bauleitplanung‘ stehen: Was dürfen Kom-
munen im Bereich des Klimaschutzes für 
Festsetzungen treffen? Die Unsicherheiten 
sind dabei so groß, dass der Gesetzgeber 
angesichts der Wichtigkeit dieser Aufgabe 
reagieren wird. Und wenn man dann oh-
nehin das BauGB ändert, könnte ich mir 
vorstellen, dass auch das Thema Flächenin-
anspruchnahme eine Rolle spielen könnte.

Von besonderer Bedeutung für das The-
ma und mit Sicherheit zu erwarten ist ein 
neuer Landesentwicklungsplan. Ich nen-
ne nur zwei Stichworte, die zumindest aus 
der Diskussion bekannt sind: Wir haben auf 
Bundesebene das 30 ha-Ziel, woraus sich 
für das Umweltministerium ein 5 ha-Ziel 
für Nordrhein-Westfalen ergibt. Das für die 
Landesplanung zuständige Ressort rech-
net mit 7 ha. Die Frage ist, ob eine solche 
Zielvorgabe demnächst auch ein Ziel der 
Landesplanung ist. Eine weitere, in diesem 
Zusammenhang interessante Frage ist, ob 
der LEP Aussagen zum Verhältnis von In-
nen- und Außenentwicklung treffen wird.

Nachdem es also etwa 10 bis 15 Jahre 
eine Rechtsentwicklung mit dem Schwer-
punkt ‚Baulandmobilisierung‘ gegeben 
hat und praktikable Instrumente entwi-
ckelt wurden, um Bauland unter Scho-
nung städtischer Haushalte bereitstel-
len zu können, geht der Trend jetzt in 
eine andere Richtung und schiebt das 
Thema ‚Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme‘ in den Vordergrund –  
sicherlich nicht ganz zu unrecht. 

Welche Konsequenzen ergeben sich daraus 
für Baulandstrategien? Zunächst muss man 
festhalten, dass der veränderte Rechtsrah-
men kommunale Baulandstrategien nicht 
einschränkt. Alles das, was man bisher 
durfte, darf man auch weiterhin; die Bau-
landbeschlüsse bleiben gültig; das Instru-
mentarium kann wie gewohnt eingesetzt 
werden. Der Gesetzgeber schafft lediglich 
Anreize für Innenentwicklung und Flächen-
sparen – insbesondere über Verfahrenser-
leichterungen, wie es beim § 13a BauGB 
besonders deutlich wird. 



25

Ich glaube auch, dass wir künftig nicht auf 
das zur Verfügung stehende Instrumenta-
rium verzichten können, denn wir werden 
auch in Zukunft noch Bedarfe abdecken 
müssen. Es ist ein Trugschluss zu glauben, 
dass es keinen Bedarf an Bauland mehr 
gibt, weil die meisten Städte schrumpfen. 
Die Zahl der Haushalte vergrößert sich 
weiter, genauso wie der Flächenbedarf pro 
Kopf. Insofern müssen wir davon ausge-
hen, dass wir zumindest noch bis weit ins 
nächste Jahrzehnt, in den meisten Kom-
munen wahrscheinlich auch noch bis ins 
dritte Jahrzehnt dieses Jahrhunderts, einen 
Bedarf an Fläche haben. Diesen müssen wir 
auf die Art und Weise mobilisieren, wie wir 
das bisher auch schon getan haben.

Der Paradigmenwechsel von der Mobili-
sierung zum Flächensparen macht ein 
strategisches Baulandmanagement nicht 
überflüssig, sondern erhöht sogar seine 
Notwendigkeit. Dabei muss die Transparenz 
in Bezug auf die langfristigen fiskalischen 
Auswirkungen baulandpolitischer Entschei-
dungen weiter verbessert werden. Ein As-
pekt, der meiner Meinung nach in der Ver-
gangenheit durchaus zu kurz gekommen 
ist, ist die langfristige Kostenbetrachtung – 
also die über die Produktionskosten hinaus 
entstehenden fiskalischen Auswirkungen 
von baulandpolitischen Entscheidungen. 
Dies ist eine strategische Aufgabe, die es 
zu bewältigen gilt und die auch Eingang 
in Baulandbeschlüsse finden müsste. In 
Nordrhein-Westfalen werden dazu gerade 
interessante Instrumente entwickelt – ich 
erinnere an die Projekte LEAN² oder FIN.30.
Ich glaube zudem, dass Baulandmanage-
ment zukünftig auch den Erhalt und die 

Aktivierung des Bestandes mit einbeziehen 
muss. Müssen wir den Bedarf, der heute un-
zweifelhaft noch da ist, tatsächlich durch 
Neubauland decken? Oder gibt es Mecha-
nismen, um diesen Bedarf in den Bestand 
umzulenken? Wir werden in den nächsten 
zehn Jahren im Segment der Einfamilien-
häuser ein großes Angebot im Bestand ha-
ben. Die Herausforderung wird sein, die Be-
darfe oder die Nachfrage in diesen Bereich 
zu lenken. Das Instrument, Maßnahmen z. B. 
zur Deckung des Wohnbedarfs junger Fa-
milien aus der Bodenwertsteigerung zu 
finanzieren, versagt natürlich an dieser 
Stelle. Wenn wir kein neues Bauland entwi-
ckeln, sondern versuchen, den Bestand zu 
aktivieren, haben wir auch keine Möglich-
keit, den Bodenwert abzuschöpfen. 

Der s ich ver schärfende Wettbewerb 
um Einwohner angesichts der demogra-
phischen Entwicklung erfordert eine 
Stärkung des regionalen Aspekts in den 
Baulandstrategien der Zukunf t .  Um 
Schrumpfungsprozesse zu organisieren, 
müssen wir stärker interkommunal zusam-
menarbeiten. Es ist kein guter Beleg für 
strategisches Handeln auf kommunaler 
Seite, dass meines Wissens nach das ein-
zige ansatzweise funktionierende Modell 
einer interkommunalen Kooperation im 
Bereich der Wohnbaulandentwicklung in 
der Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler zu 
finden ist. Wobei man es hier auch ver-
gleichsweise einfach hatte, da man in den 
letzten 20 Jahren nur den Zuwachs vertei-
len musste. Wenn es jedoch darum geht, 
Schrumpfung zu organisieren, wird es er-
heblich schwerer. Trotzdem müssen wir hier 
versuchen, zu Kooperationen zu kommen.
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Diskussion 
Thomas Lennertz: Sofern man Baulandstrategien 
mit Außenentwicklung gleichsetzen würde, müsste 
die Gesetzgebung diesen Strategien ja einen Riegel 
vorschieben. Sie umfassen aber viel mehr. Müsste 
man diese Baulandstrategien nicht eher schärfen, 
um zu einer Forcierung der Innenentwicklung zu 
kommen? Da vielleicht gerade die Strategien letzt-
endlich außerhalb klarer gesetzlicher Instrumente 
besser funktionieren, als jedes Detail genau rechtlich 
zu regeln? Denn das scheint ja auch das Resümee zu 
sein: Wenn wir wirklich das Ziel einer Verringerung 
der Flächeninanspruchnahme haben, brauchen wir 
einen geeigneten Instrumentenkasten. Und da ist 
eben die Frage, ob dafür die Gesetze oder die lan-
desplanerischen Instrumente allein ausreichend sind, 
oder ob man das Instrumentarium der Baulandstra-
tegien schärfen muss?

Stephan Keller: In der Vergangenheit dienten Bau-
landstrategien im Wesentlichen dazu, Neubauland 
zu mobilisieren und dazu auch Freiraum in Anspruch 
zu nehmen. Das kann man auch durchaus selbstkri-
tisch von kommunaler Seite so sehen. Mittlerweile 
werden die Schwerpunkte häufig schon anders ge-
setzt, und dafür gibt es viele Beispiele und einige 
Vorzeigeprojekte. Das Thema ist vielfach auch in den 
Köpfen der kommunalen Entscheider angekommen. 
Realität in der Vergangenheit war es aber, doch sehr 
stark auf den Neubau zu setzen – und eben nicht auf 
den Neubau in Baulücken, sondern auf die Erschlie-
ßung neuer Baugebiete an den Ortsrändern oder 
sogar weiter davon entfernt. 

Plenum: Wobei das eine das andere ja überhaupt 
nicht ausschließt. Man kann das gut miteinander ver-
binden, gerade mit den neuen Bebauungsplänen der 
Innenentwicklung. Ich denke dass heutzutage fast 
70% aller Bebauungspläne nach § 13a BauGB aufge-
stellt werden. 

Plenum: Ich bin überzeugt, dass sich die fiskalischen 
und wirtschaftlichen Aspekte noch stark verändern 
werden. Es wird nicht mehr zu einer Bodenwertab-
schöpfung kommen, sondern es wird zu einem Bo-
denminderwertausgleich kommen müssen. Wie man 
damit umgehen soll, wird der entscheidende Diskussi-
onspunkt sein.

Plenum: Die Mobilisierung im Innenbereich ist in 
kleineren Städten ja durch persönliche Beziehungen 
geprägt, in größeren Städten ist das jedoch deutlich 
schwieriger. Wenn man das Thema auch bundespoli-
tisch forcieren will, ist eine Reform der Grundsteuer 
erforderlich.

Stephan Keller: Der Deutsche Städtetag arbeitet 
seit etwa 20 Jahren daran, die Grundsteuer irgend-
wie zur Mobilisierung einzusetzen. Das birgt je-
doch immer einen schwerwiegenden Konflikt mit 
denjenigen, die fordern, Steuern möglichst ohne 
Lenkungswirkung zu erheben. Ich weiß also nicht, 
ob wir an dieser Stelle weiterkommen. Geredet wird 
über eine Grundsteuerreform schon lange, aber sie 
ist noch nie auf den Weg gebracht worden.
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Flächenpolitik in der Stadtentwicklung
Evamaria Küppers-Ullrich –  
Ministerium für Bauen und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Rolf Heyer – LEG Stadtentwicklung 

Küppers-Ullrich: Lebenswerte Städte und 
attraktive Innenstädte laden die Menschen 
zum Wohnen in der Stadt ein. Somit ist 
dies aktiver Freiraumschutz und damit 
auch Ziel für eine nachhaltige Boden- und 
Städtebaupolitik mit der Absicht, Flächen 
zu sparen. Es geht um eine grundsätzliche 
Stärkung der Städte als Motoren der re-
gionalen Entwicklung und als Stätten der 
Innovation und Kreativität, als Orte des 
Wohnens, der Lebensqualität und eben 
auch der Bauqualität im Sinne der Leip-
zig Charta. Innenstädte und Stadtteil-
zentren sind zu entwickeln als attraktive 
Wohn- und Arbeitsstandorte durch städte-
baulichen Denkmalschutz, städtebauliche 
Sanierung und Entwicklung einschließlich 
der Neunutzung von Brachen und unter 
Verzicht auf die Inanspruchnahme von Flä-
chen ‚auf der grünen Wiese‘. Hinzu tritt 
die Planung und Umsetzung integrierter 
Maßnahmen für die Programmgebiete der 
Sozialen Stadt mit den jeweiligen spezi-
fischen Herausforderungen und die Bewäl-
tigung der Probleme des demographischen 
und wirtschaftsstrukturellen Wandels im 
Rahmen des Stadtumbaus.

Diese Zielsetzungen spiegeln sich wider in 
der gerade zum Jahreswechsel 2008 / 2009 

erfolgten Neuordnung der Städtebauförde-
rung in Nordrhein-Westfalen. Im Hinblick 
auf die Stärkung der Innenstädte liegt der 
Schwerpunkt für das Ministerium für Bauen 
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfa-
len (MBV NRW) natürlich auf den baulichen 
Maßnahmen, der Entwicklung und Gestal-
tung des öffentlichen Raums, neuen Nut-
zungen von innerstädtischen Räumen und 
Gebäuden sowie der Erhaltung und Siche-
rung des Gebäudebestandes. Dazu dienen 
auch Wettbewerbe wie ‚Stadt macht Platz –  
NRW macht Plätze‘, ‚Ab in die Mitte!‘ und 
‚Standort Innenstadt – Raum für Ideen‘, 
ein Wettbewerb, der sich im Moment im 
Wesentlichen mit der Zukunftsinitiative 
Ruhr befasst. Dazu gehören aber auch die 
Förderung von Mobilisierungs- und Umset-
zungskonzepten wie Public-Private-Part-
nership-Initiativen, Stadtmarketing oder 
Immobilien- und Standortgemeinschaften. 

Perspektiven
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Das zweite große Handlungsfeld einer ak-
tiven Städtebaupolitik ist der Fördergegen-
stand ‚Soziale Stadt‘. Hier geht es natürlich 
insbesondere um das Zusammenleben in der 
Stadt und die Lösung sozialer Konflikte mit 
den Mitteln des Städtebaus, um funktions-
fähige Quartiere in den Städten zu stabili-
sieren. Dazu gehört auch die Herrichtung 
und Umnutzung industrieller Brachflächen. 
Gerade in den Fördergebieten der Sozialen 
Stadt befinden sich zahlreiche Brachflä-
chen, die im Rahmen der entsprechenden 
Umwandlung oder Attraktivitätssteigerung 
der Gebiete mit behandelt werden – oder 
mit behandelt werden sollten. Oft ist es 
erstaunlicherweise leider so, dass gerade 
die Brachen ausgelassen werden.

Im Hinblick auf Brachen ist insbesondere der 
‚Stadtumbau West‘ ein Förderprogramm, 
das weiterhelfen kann. Der Stadtumbau 
West ist ein zentrales Element zur Bewälti-
gung von Strukturwandel, Schrumpfungs-
prozessen, demographischem Wandel und 
zur Integration unterschiedlicher Bevöl-
kerungsgruppen. Er zielt darauf ab, dem 
drohenden Funktions- und Attraktivitäts-
verlust von Städten und dem schwindenden 
Wohnwert ganzer Wohnquartiere entge-
genzuwirken. Die wichtigsten Schwer-
punkte des Förderprogramms liegen in der 
Wiedernutzung brachgefallener Flächen, 
der Stabilisierung der Innenstädte als Ein-
zelhandelszentren und der gleichzeitigen 
Aufwertung als Wohnstandorte sowie der 
Anpassung von Wohnquartieren an zu-
künftige Wohnbedürfnisse – zu nennen 
sind hier insbesondere die familienfreund-

lichen Wohnangebote oder, im Zuge des 
demographischen Wandels, natürlich auch 
neue Wohnangebote für ältere und pflege-
bedürftige Menschen. Auch die nötige An-
passung der Infrastruktur kann aus Mitteln 
des Stadtumbau West gefördert werden. 

Im Sinne des Baulandmanagements liegt 
der Schwerpunkt auf dem Umgang mit 
Brachen oder dem Leerstand von Gebäu-
den. Gewerbe- und Industriebrachen, auch 
Bahn- und Konversionsflächen werden im-
mer mehr zum Problem. Hier können sowohl 
der Grunderwerb als auch die Aufbereitung 
bzw. Beseitigung von Umweltschäden ge-
fördert werden. Aber auch die Gebäude 
stellen ein immer größeres Problemfeld dar, 
wenn man an umzunutzende Kirchenge-
bäude, Kasernen, Gewerbe- und Handels-
immobilien denkt. Auch der Abriss kann in 
Einzelfällen gefördert werden. 

Die Städtebaupolitik des Landes Nord- 
rhein-Westfalen liegt auf einer Linie mit der 
Zielsetzung der Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme auf 30 ha. Uns liegt aktuell 
ein Papier der Chefs der Staatskanzleien 
aller Länder zur ‚Nachhaltigkeitsstrategie 
der Städte‘ vor, und auch hier spielt die 
Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me eine ganz besondere Rolle. Die Inan-
spruchnahme des vorhandenen rechtlichen 
Instrumentariums nach Baugesetzbuch ist 
dabei ein ganz wichtiger Tatbestand wie 
auch eine sogenannte ‚Flächennutzungs-
effizienzsteigerung‘ in den drei Schritten 
Vermeiden, Mobilisieren und Revitalisieren. 

Nicht nur mit den Mitteln der Städtebau- 
förderung lässt sich Baulandmanagement 
betreiben. Auch die soziale Wohnraumför-
derung des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat ein Förderangebot zur Reaktivierung in-
nerstädtischer Brachflächen entwickelt. Mit 
diesem Instrumentarium können für Woh-
nungsbauvorhaben Fördermittel sowohl für 
die Brachflächenaufbereitung als auch für 
den Wohnungsbau aus einer Hand bereit-
gestellt werden. Mit diesem Förderangebot 
existiert also auch unabhängig vom Ge-
bietsbezug der Stadterneuerung die Mög-
lichkeit zur Reaktivierung von Brachflächen 
für den Wohnungsbau. Das dient insbeson-
dere der Innenentwicklung und kann auch 
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kleinere Flächen erfassen, um den Außen-
raum zu schonen. Gefördert werden alle 
Kosten, von Gutachten zur Gefährdungs-
abschätzung, Maßnahmen zur Bodensanie-
rung, Abbrucharbeiten, standortbedingte 
Gründungsmehrkosten usw. – also all das, 
was zur Aufbereitung einer Brachfläche für 
den Wohnungsbau erforderlich ist. Um die 
Suburbanisierung zu bremsen und damit 
die Freirauminanspruchnahme zu begrenz-
en, wird im Rahmen der sozialen Wohn-
raumförderung zudem ein Stadtbonus als 
zusätzliches Förderdarlehen für den Bau 
und den Erwerb selbstgenutztem Woh-
neigentums insbesondere in den großen 
Städten und Hochpreisregionen des Landes 
Nordrhein-Westfalen gewährt.

Dr. Heyer: Das seit dem 19. Jahrhundert 
unbegrenzte Wachstum unserer Städte 
ist, so glaube ich, vorbei. Wo derzeit noch 
Wachstum vorhanden ist, ist meist auch ein 
Ende absehbar. Kluge Politik wird sich auf 
diesen Paradigmenwechsels weg von den 
Wachstumsideologien und Wertabschöp-
fungsdiskussionen einstellen und überle-
gen, wie man damit umgehen kann. Es gibt 
Schätzungen, die in Nordrhein-Westfalen 
um 2010 von einem Brachflächenbestand 
in einer Größenordnung von 40.000 ha 
ausgehen. Bei einem Nachhaltigkeitsziel 
von 5-7 ha Flächeninanspruchnahme hät-
ten wir allein auf Brachflächen noch ein 
Potenzial für 15 bis 20 Jahre. 

Aber: Sind diese Flächen denn auch ver-
fügbar? Sind sie frei für neue Nutzungen? 
Sind sie dafür geeignet? Liegen sie an den 
richtigen Standorten? Passen unsere In-
strumente, die wir in der Vergangenheit 
angewendet haben, überhaupt noch? Passt 
z. B. das Instrument Grundstücksfonds? Es 
hat eine Zeit gegeben, in der dieser etwas 
wie die ‚Abwrackprämie‘ für große Grund-
stückseigentümer war. Ich glaube, diese 
Zeiten sind vorbei. Bei den letzten Grund-
stücken haben wir keine Prämien mehr ge-
zahlt, sondern uns von den Eigentümern 
dafür, dass wir die Flächen übernommen 
haben, Geld geben lassen.

Zu den Projekten, die wir über den Grund-
stücksfonds realisiert haben, gehören 

in der Stadt zurückgeblieben ist, zu ent-
wickeln und über diese Entwicklung eine 
Ausstrahlungswirkung auf die Umgebung 
zu schaffen. Das hat dort funktioniert, wo 
wir ausreichend große Brachen hatten. Die 
durchschnittliche Größe im Grundstücks-
fonds liegt bei 10-12 ha, die Bandbreite 
reicht jedoch von 1 bis hin zu 130 ha.

Vor zwei Jahren haben wir eine Evaluati-
onsstudie erstellen lassen und uns damit 
auseinander gesetzt, wie eigentlich die 
Brache der Zukunft aussieht. Das ist dann 
nämlich nicht mehr die große Brache von 
30 oder mehr Hektar, sondern das sind 
eher die kleinen Brachflächen, die dann 
im ganzen Stadtgebiet zu Tage treten. 
Wir haben uns natürlich auch an gesamt-
städtischen Prozessen beteiligt. In einer 
Großstadt gibt es eine Vielzahl Mitspieler 

etwa der Landschaftspark in Duisburg, 
Dortmund-Phoenix oder der Westpark in 
Bochum. In den letzten 30 Jahren haben 
wir unzweifelhaft eine Vielzahl von Erfol-
gen verbuchen können. Die Idee ist 1979 in 
Castrop-Rauxel geboren und dann ab 1980 
durch uns umgesetzt worden. Der Grund-
stücksfonds war und ist immer noch ein 
erfolgreiches Instrument für den Struktur-
wandel im Ruhrgebiet, aber auch in ganz 
Nordrhein-Westfalen. Es ging dabei jedoch 
immer um die Lösung einer Einzelproble-
matik, der Fonds war nie ein strategisches 
Instrument. Das heißt, wir haben uns im-
mer um das Problem der einzelnen Brach-
fläche gekümmert. Wir haben versucht, 
diese einzelne Brachfläche, die als Wunde 



30

im Geschäft der Brachflächenentwicklung. 
Eine strategische Stadtentwicklung bzw. 
ein strategischer Umgang mit Flächenent-
wicklung, insbesondere im Rahmen der In-
nenentwicklung und auf Brachen, kann nur 
funktionieren, wenn alle Eigentümer oder 
zumindest die überwiegende Zahl der Ei-
gentümer mitspielen.

In Zukunft werden wir die bewährten In-
strumente wie den Grundstücksfonds, die 
Bahnflächenentwicklungsgesellschaft, 
PPP-Modelle auf kommunaler Seite, Pro-
jektgesellschaften etc. bündeln und versu-
chen müssen, daraus für Städte integrierte 
Entwicklungskonzepte zu formulieren und 
umzusetzen. Diesen Ansatz haben wir unter 
den Arbeitstitel ‚Flächenpool Nordrhein-
Westfalen‘ gestellt. Wir sind der Ansicht, 
dass die Mitwirkung in einem Aufklärungs- 
bzw. Konsensprozess, wie ihn die Bahn-
flächenentwicklungsgesellschaft etabliert 
hat, für viele Beteiligte Vorteile haben kann. 
Dass man dies über eine Management- 
Organisation macht, damit es eben nur ei-
nen Ansprechpartner gibt für alle Flächen. 
Dass alle mitwirkungsbereiten Eigentümer 
strategisch mit einbezogen werden. Dass es 
eine Gesamtplanung über alle Flächen gibt, 
wir haben diese einmal ‚Masterplan Brache‘ 
genannt. Dass es zunächst einmal geringe 
Eigenanteile für die mitwirkungsbereiten 
Eigentümer gibt – für Planung, Untersu-
chung und Gutachten, also in dieser frühen 
Entwicklungsphase. Und dass es letztlich 
Transparenz für alle gibt.

Das kann am Ende Möglichkeiten eröffnen, 
diese Einzelflächen in Paketlösungen mit 
größeren Eigentümern oder in ein Konsens-
verfahren mit der Stadt oder der Gemein-
de einzubringen. Das kann auch durchaus 
auf interkommunaler oder regionaler Ebe-
ne passieren. Der Eigentümer erhält damit 
Entwicklungsmöglichkeiten, die jedoch in 
gesamtstädtisches Handeln eingebunden 
sein müssen. Das heißt, wir brauchen dafür 
einen strategischen Ansatz. Und man muss 
auch ganz deutlich sagen: Für die Eigentü-
mer, die nicht mitwirkungsbereit sind, gibt 
es dann kein Planungsrecht. Planungsrecht 
heißt in vielen Fällen, dass wir bestehendes 
Planungsrecht ändern müssen. Und darüber 
ist die Kommune wieder im Geschäft. Man 

kann dann durchaus auch Flächen haben, 
die nicht baulich entwickelt werden oder 
die für eine landwirtschaftliche oder klein-
gärtnerische Nutzung in Frage kommen. 

Das Ergebnis muss es sein, einen Verzicht 
auf Entwicklung im Freiraum zu erreichen, 
damit man diese Innenentwicklung ent-
sprechend fördern kann. Wir wollen ver-
suchen, dieses Instrument – auch in der 
Diskussion mit der kommunalen Seite – in 
den nächsten Jahren weiter zu entwickeln. 
Wichtig wird aber sein, dass wir die Wachs-
tumsutopien der Vergangenheit nicht wei-
ter pflegen, sondern diesen Paradigmen-
wandel auch konkret in politisches und 
planerisches Handeln umsetzen.

Küppers-Ullrich: Bei geringer werdenden 
öffentlichen Mitteln der Kommunen ist die 
temporäre Nutzung sicherlich auch eine 
kreative Reaktivierung von brachliegenden 
und mindergenutzten Flächen jenseits gän-
giger immobilienwirtschaftlicher Verwer-
tungsmuster. Nicht alle Brachflächen sind 
sofort vermarktbar, so dass sich durchaus 
die ein oder andere Fläche für eine tempo-
räre Nutzung anbieten kann.

Das Institut für Gartenkunst und Land-
schaftskultur, eine Gründung der RWTH Aa-
chen auf Schloss Dyck, hat im Auftrag des 
MBV NRW einen Forschungsauftrag zum 
Thema ‚Freiraum auf Zeit‘ bearbeitet und 
ein entsprechendes Internetangebot ent-
wickelt. Das Institut hat festgestellt, dass in 
Gebieten mit negativen Entwicklungsvor-
zeichen ein zunehmender Flächenüberhang 
entsteht, der durch den ökonomischen 
Strukturwandel natürlich zukünftig weiter 
verschärft wird. Daher wird die temporäre 
Nutzung von Frei- und Brachflächen zum 
Instrument einer strategischen Stadtent-
wicklung.

In der Studie des Instituts wurden in einem 
ersten Schritt zunächst die typischen Bra-
chen kategorisiert, also Industriebrachen, 
Bahnbrachen, Militärbrachen, der Rück- 
und Umbau innerhalb von Wohngebieten 
aber auch sonstige untergenutzte Flächen. 
Anschließend wurden beispielhaft Flächen, 
die in die Förderprogramme Stadtumbau 
West oder Soziale Stadt eingebunden sind, 
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untersucht. Daran anschließend wurden für 
diese Fälle Szenarien und Entwicklungsvor-
schläge erarbeitet bzw. vorhandene gute 
Ergebnisse analysiert und aufgelistet.

Als Ergebnis zeichnet sich ab, dass Zwi-
schennutzungen innerhalb der bestehen-
den Förderkulissen durchaus umsetzbar 
sind und auch ein hohes Potenzial in 
Bezug auf die Wiederinwertsetzung von 
Frei- und Brachflächen aufweisen. Mit 
der Zwischennutzug werden die sonst als 
Schandfleck in der Landschaft liegenden 
Flächen zum strategischen Element von 
langfristigen Stadtumbauprojekten. Die 
temporären Nutzungen werden zum Mar-
ketinginstrument, um die Flächen bekann-
ter zu machen, und zum gestalterischen 
Element zur Aufwertung von Stadträu-
men. Sie dienen auch als Wohnumfeld-
verbesserungsmaßnahmen, als Elemente 
regionaler Entwicklungsmaßnahmen oder 
Instrumente zur Förderung innovativer 
Wirtschaftszweige.

 Zwischennutzungen kommen jedoch häu-
fig nicht zustande, weil die Eigentümer de-
ren Verstetigung fürchten und die Rechts-
lage für viele Beteiligte unklar ist. Deshalb 
benötigen Zwischennutzungen in der Re-
gel ‚Kümmerer‘, die sich um diese Projekte 
bemühen. Ziel war es daher auch, durch 
die Schaffung des Internetportals www.
freiraum-auf-zeit.nrw.de den verschie-
denen Akteuren in Stadtumbauprozessen 
den Zugang zum Thema ‚Zwischennutzung‘ 
zu erleichtern. Auf dem Portal ist auch ein 
Mustervertrag erhältlich.

Wir hoffen, dass wir mit diesem Angebot 
einen weiteren Baustein zur Umsetzung 
von temporären Nutzungen auf Brach-
flächen vermitteln können – zusätzlich 
zu den Projekten im Rahmen von REFINA, 
den Arbeitshilfen des Forum Baulandma-
nagement NRW und den entsprechenden 
Werkstattberichten des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung zu temporä-
ren Nutzungen.
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Matthias Peck  – Ministerium für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz  des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Die Flächeninanspruchnahme von Freiraum 
für Siedlung und Verkehr ist eindeutig zu 
hoch, das ist sicherlich nichts Neues. Viel 
entscheidender und der wesentliche Kern 
des Problems ist jedoch, dass der Trend in 
die falsche Richtung weist. Bundesweit lie-
gen wir immer noch bei über 100 ha Flä-
chenverbrauch täglich. Es gibt einen klei-
nen statistischen Ausreißer im Jahre 2003, 
der aber zu vernachlässigen ist. Eine Trend-
wende ist derzeit aber nicht in Sicht.

Wir können nicht sagen, dass überall gleich 
viel Fläche in Anspruch genommen wird. 
Vielmehr haben wir regional einen sehr un-
terschiedlichen Umgang mit Fläche. Einem 

deutlichen Rückgang der Flächeninan-
spruchnahme im Ballungsbereich des Ruhr-
gebietes steht eine deutlich erhöhte Flä-
cheninanspruchnahme im ländlichen Raum 
gegenüber, etwa im Münsterland, in Ost-
westfalen-Lippe und am Niederrhein mit 
zum Teil extremen Zunahmen. Das heißt 
auch, dass das Thema differenziert zu be-
handeln ist und unterschiedliche Lösungs-
ansätze erfordert.

Rund 115 ha tägliche Inanspruchnahme sind 
schwer vorstellbar. Es werden dann immer 
die berühmten 120 Fußballfelder angeführt, 
aber wer hat schon 120 Fußballfelder vor 
der Haustür und kann sich das vorstellen? 
Wenn wir die gesamte Fläche zusammenfü-
gen würden, die in Nordrhein-Westfalen in 
einem Jahr für Siedlung und Verkehr in An-
spruch genommen wird, dann entspräche 
das ziemlich genau der Hälfte des Natio-
nalparks Eifel. Anders ausgedrückt wäre 
in zwei Jahren der gesamte Nationalpark 
Eifel für Siedlungs- und Verkehrsflächen 
komplett in Anspruch genommen. Das auch 
nochmal, um die Dimension und Dramatik 
dieses Themas vor Augen zu führen. 

Natürlich haben wir das nicht geballt an 
einem Fleck, sondern wir haben mal hier 
ein kleines Gebiet und mal da ein Areal – 
und das macht es auch so schwierig, das 
Thema anzugehen. Die Landwirtschaft hat 
am meisten unter der Flächeninanspruch-
nahme zu leiden. Das betrifft nicht nur die 
Versorgung mit Lebensmitteln, sondern 

Allianz für die Fläche
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zunehmend auch das Thema regenerative 
Energien.

Zu den ökologischen Folgen der Flächenin-
anspruchnahme gehört die Zerschneidung 
von Landschaften und Landschaftsbildern. 
Verbindungswege für Tiere werden damit 
unterbrochen und Ausbreitungsmöglich-
keiten verhindert. Wir haben derzeit in 
Nordrhein-Westfalen noch drei unzer-
schnittene Gebiete im Bereich von 100 km2, 
die Tendenz ist auch hier rückläufig. Wir 
haben zudem die Beeinträchtigung und 
Zerstörung wertvoller Biotope. In Nord- 
rhein-Westfalen sind derzeit 42% der Pflan-
zenarten, 50% der Säugetierarten und 53% 
der Vogelarten entweder gefährdet, vom 
Aussterben bedroht oder bereits ausgestor-
ben. Die Inanspruchnahme von Flächen hat 
auch erhebliche Auswirkungen auf die Bo-
denfunktion. Versiegelte Fläche ist nicht 
einfach wieder zu entsiegeln und dann wie 
vorher zu nutzen. Verbunden mit dem groß-
en Thema Grundwasserneubildung kommen 
wir zum Problem der Hochwassergefahr, die 
in den letzten Jahren deutlich zugenommen 
hat. Häufigere Starkregenereignisse infolge 
des Klimawandels führen auch bei bislang 
völlig unauffälligen kleinen Flüssen zu ver-
heerenden Problemen.

Diese Folgen im Bereich der Ökologie sind 
für viele sicherlich nichts Neues. In den 
Kommunen wird oft gesagt: „Das ist al-
les richtig und wir achten auch darauf, 
dass der Ökologie hier nicht allzu viel 
Schaden zugefügt wird, aber wir müssen 
wachsen, wir müssen uns wirtschaftlich 
entwickeln und natürlich müssen wir Ar-
beitsplätze schaffen.“ Hier stellt sich die 
Frage: Stimmt das eigentlich? Stimmt die 
alte Formel überhaupt, die besagt: „Flä-
cheninanspruchnahme für Gewerbe oder 
für Wohnungsbau ist gleichbedeutend mit 
neuen Unternehmen, neuen Gewerbesteu-
ereinnahmen, neuen Einwohnern, neuem 
Steueraufkommen“? Ich habe daran zu-
mindest meine Zweifel.

Die demographische Entwicklung sagt 
ganz deutlich: „Wir werden weniger!“ Und 
wenn wir weniger werden, müssen weniger 
Bezahlende immer mehr Kosten für Infra-
struktur aufbringen, insbesondere dann, 

wenn diese sich in die Fläche ausdehnt. Ei-
ner Neuschaffung von Infrastrukturen und 
Siedlungsflächen steht jedoch in der Regel 
kein entsprechender Rückbau gegenüber. 
Wenn eine Kommune neue Wohnsiedlungs-
schwerpunkte am Stadtrand oder außer-
halb entwickelt, müssen dort neue Stra-
ßen, sonstige technische Infrastrukturen, 
neue Kindergärten, neue Schulen und neue 
Einkaufsmöglichkeiten geschaffen werden. 
Gleichzeitig gibt es diese Infrastruktur aber 
bereits in einer sich immer mehr entvöl-
kernden Innenstadt, die weiter unterhalten 
werden muss. Am Beispiel des Kanalnetzes 
kann man das sehr gut nachvollziehen: Wir 
haben ein immer länger werdendes Netz 
und eine relativ gleichbleibende, in Zukunft 
sogar abnehmende Bevölkerung, die dieses 
Kanalnetz natürlich unterhalten muss. Je 
mehr man also in die Fläche geht und je 
mehr neue Gebiete man entwickelt, desto 
mehr Kosten hat die Kommune langfristig 
zu tragen. Ich glaube, auch Kommunalpo-
litiker kommen hier ins Nachdenken. Ein 
Baugebiet zu entwickeln bedeutet erst ein-
mal relativ überschaubare Kosten. Aber wie 
ist es mit den langfristigen Infrastruktur-
kosten, die daraus resultieren? Rechnet sich 
das auch dann noch, wenn Kanalbaumaß-
nahmen, Straßenunterhaltung, Kindergär-
ten und Schulen mit in die Rechnung ein-
bezogen werden? 

Da ich aus dem Umweltministerium komme, 
finde ich es manchmal schade, dass das 
ökologische Argument offensichtlich seit 
vielen Jahren allein nicht trägt. Die ökono-
mische Betrachtung ist jedoch ein Ansatz-
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punkt, der auch Kommunalpolitiker und 
Planer hellhörig werden lässt.

Minister Eckhard Uhlenberg hat dieses The-
ma zu Beginn seiner Amtszeit aufgegriffen 
und im Mai 2006 die ‚Allianz für die Fläche‘ 
gegründet. Sehr viele und unterschiedliche 
Institutionen sind dort vertreten, zum Teil 
auch Bereiche, die sonst nicht immer un-
bedingt an einem Strang ziehen, aber zu 
diesem Thema gesagt haben: „Wir finden 
das wichtig, und wir möchten auch unseren 
Beitrag zum Thema Flächenpolitik leisten.“ 
Wir sind uns sehr wohl darüber im Klaren, 
dass die ‚Allianz für die Fläche‘ nicht das 
Allheilmittel zur Lösung des Problems des 
Flächenverbrauchs ist. Daran arbeiten kluge 
Köpfe schon seit vielen Jahren, aber den 
Königsweg hat bislang niemand gefunden. 
Wir werden ihn auch nicht finden. Wir ha-
ben aber auch nicht diesen Anspruch. Un-
ser Ansatz ist, dass jede Initiative und jede 
Maßnahme, die zu einer Reduzierung des 
Flächenverbrauchs führt, eine gute Maß-
nahme und als Beispiel in der ‚Allianz für 
die Fläche‘ willkommen ist. Wir wollen über 
den Austausch und in der Zusammenarbeit 
der unterschiedlichen Gruppen schauen, 
dass wir Maßnahmen finden, die das Thema 
wirklich angehen, und sei es auch erst ein-
mal nur im kleinen Bereich.

Das strategische effiziente Flächenma-
nagement ist dabei ein Schwerpunkt. Das 
Umweltministerium hat ein Modellprojekt 
gefördert, in dem mit vier Kommunen ver-
sucht wurde, sich dem Thema Flächenma-
nagement einmal regional differenziert 
in der Form zu nähern, dass man gesagt 
hat: „Was haben wir eigentlich für Flächen 
in unserer Kommune?“ In den wenigsten 
Kommunen gibt es wirklich eine Übersicht 
und eine strategische Planung für den Um-
gang mit Fläche. Vielmehr wird bei Auf-
treten eines Bedarfs kurzfristig eine Flä-
che gesucht. Dabei gilt aber wie in einem 
Haushalt: Fläche ist ein hohes Gut, ein 
nicht vermehrbares Gut, ein endliches Gut. 
Das heißt, ähnlich wie der Kämmerer mit 
seinem Haushalt muss man sich Gedanken 
darüber machen, wie man eigentlich mit 
den zur Verfügung stehenden Ressourcen 
umgehen möchte. Was gibt es für Mög-
lichkeiten und Potenziale und wo will man 

strategisch damit hin? Wie soll dieses Po-
tenzial genutzt werden?

In Emsdetten hat man sich speziell in der 
Wohnraumentwicklung unter dem Slogan 
„Innen wohnen, außen schonen“ mit einer 
Priorisierung der Innen- vor der Außenent-
wicklung befasst. Dazu wurden besonders 
freie Grundstücke im Innenbereich unter-
sucht. Jetzt ist es natürlich nicht so, dass 
diejenigen, die schon in der Stadt wohnen, 
die Innenverdichtung begrüßen. Das ist ein 
Problem, das angegangen werden muss und 
das in Emsdetten sehr gut zusammen mit 
den Anwohnern, dem Rat und allen son-
stigen Beteiligten, die in so einen Prozess 
hineingehören, angegangen wurde. Das ist 
ein mühsamer Prozess, das ist nicht einfach 
und das kriegt man auch nicht geschenkt. 
Aber es lohnt sich.

Ein weiterer ganz wichtiger Ansatz im 
Bereich der ‚Allianz für die Fläche‘ ist die 
Stärkung des öffentlichen Bewusstseins. 
Ich glaube, wir haben keine andere Chan-
ce, als ein Bewusstsein für das Thema 
Flächenverbrauch zu schaffen – ähnlich, 
wie es mittlerweile ein Bewusstsein für 
den Klimawandel gibt. Wir kommen we-
der allein über Gesetze, noch über Verord-
nungen, noch über direktive Maßnahmen 
aus Düsseldorf damit weiter. Wir haben 
nicht den detaillierten Kenntnisstand, wie 
sich die Situation in den einzelnen Kom-
munen darstellt. Abgesehen davon wi-
derspräche eine Kompetenzverlagerung 
auf die Ebene des Landes dem Grundsatz 
der kommunalen Planungshoheit und wür-
de meiner Meinung nach das Problem so-
gar eher verschärfen.

Wir wollen die Kommunen stattdessen da-
bei unterstützen, sich mit diesem Thema 
aktiv auseinanderzusetzen. Nach den vier 
Pilotprojekten in Arnsberg, Bottrop, Ems-
detten und Minden haben wir ein Folge-
projekt mit zwölf weiteren Kommunen ge-
fördert. Es gibt mittlerweile Tools, mittels 
derer u. a. verschiedene Flächen- und Ent-
wicklungsoptionen hinsichtlich ihrer Folge-
kosten verglichen werden können. Und das 
ist immer der Punkt, wo die Kommunalpoli-
tiker und Entscheidungsträger vor Ort sehr 
hellhörig werden. 
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Wir haben viele Fachveranstaltungen 
durchgeführt und sind an die kommunalen 
Spitzenverbände sowie die kommunalpo-
litischen Vereinigungen der Parteien he-
rangetreten. Dort gibt es mittlerweile eine 
deutlich größere Bereitschaft, sich mit dem 
Thema auseinanderzusetzen. Wir haben 
das Thema natürlich auch in den Regio-
nalräten vorgestellt mit dem Ergebnis, dass 
mittlerweile zwei Regionalräte einstimmige 
Beschlüsse gefasst haben und der ‚Allianz 
für die Fläche‘ beigetreten sind. Wir ha-
ben natürlich auch Kontakte zur Forschung 
und sind dort in sehr engem Austausch, 
ich habe schon das Beispiel der Berech-
nungstools erwähnt, die zunehmend von 
Kommunen nachgefragt werden.

Das Ziel der Reduzierung des Flächenver-
brauchs von derzeit rund 115 ha auf 30 ha 
bis zum Jahr 2020, wie es der Rat für Nach-
haltige Entwicklung formuliert hat, ist ein 
ehrgeiziges Ziel, aber meiner Ansicht nach 
unbedingt notwendig. Auf Initiative von 
Minister Uhlenberg wurde die Thematik 
auch nochmals Gegenstand der Umwelt-
ministerkonferenz 2007; und auch die Um-
weltministerkonferenz hat sich einstimmig 
diesem Ziel angeschlossen und fordert die 
Länder auf, entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen. Für Nordrhein-Westfalen wür-
de dies eine Reduzierung von derzeit etwa 
15 ha auf 5 bis 7 ha bedeuten. Und ob es 
jetzt 5, 6 oder 7 ha sind, ist völlig unin-
teressant. Entscheidend ist, dass wir eine 
Trendwende weg von einer andauernden 
Steigerung des Flächenverbrauchs schaf-
fen. Und falls wir es schaffen, in den näch-
sten Jahren auf 10 ha zu kommen, ist das 
schon ein wunderbarer Erfolg, weil es in die 
richtige Richtung weist. 

Daher sollten wir uns nicht darüber strei-
ten, ob nun 0, 5, 6 oder 7 ha, das ist wirk-
lich ein akademischer Streit. Entscheidend 
ist die Trendwende und entscheidend ist 
dabei auch der Ansatz, vom Kannibalismus 
des kommunalen Kampfes um Einwohner 
wegzukommen. Wir müssen uns von dem 
Denken verabschieden, dass jeder Einwoh-
ner und jedes Unternehmen einen Gewinn 
bedeutet und dafür alles möglich gemacht 
wird. Das funktioniert bei einer schrump-
fenden Bevölkerung auf Dauer nicht. Das 
kann im Einzelfall für eine Kommune gut 
gehen, für die drei Nachbarkommunen hat 
es aber erschreckende Folgen.

Die Antwort auf die Frage, warum es un-
bedingt notwendig ist, sich mit dem The-
ma Flächenverbrauch auseinanderzuset-
zen, ist eigentlich eine ganz einfache: Wir 
haben nur diese eine Erde, und wir haben 
nur eine begrenzte Fläche. Fläche ist eine 
endliche Ressource. Und deswegen ist es 
notwendig, sich mit dem Thema intensiv 
zu befassen.

Das Ziel bis 2020: tägliche Veränderung der Siedlungs-
d V k h flä h i D hl d hö h 30 hund Verkehrsfläche in Deutschland höchstens 30 ha
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Nachhaltige Siedlungsentwicklung im LEP 2025

Kirsten Kötter – Ministerium für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Warum ein neuer Landesentwicklungs-
plan? Der aktuelle Landesentwicklungsplan 
stammt aus dem Jahr 1995, seine Grundla-
gen aus den frühen 1990er Jahren. Bereits 
diese Tatsache verdeutlicht den bestehen-
den Handlungsbedarf, denn in der Zwischen-
zeit haben sich die Rahmenbedingungen 
maßgeblich verändert. Zu nennen sind hier 
insbesondere der demographische Wandel 
und die Globalisierung. Bis ungefähr zum 
Jahr 2000 gab es in weiten Teilen Nord- 
rhein-Westfalens noch eine Zunahme der 
Bevölkerung. Seither erleben wir bezogen 
auf Nordrhein-Westfalen einen moderaten 
Bevölkerungsrückgang, der sich kleinräumig 
jedoch sehr unterschiedlich darstellt. In den 
stärker betroffenen Gemeinden kann es im 

Hinblick auf die Auslastung der Infrastruk-
tur – der sozialen, wie z. B. Kindergärten 
oder Schulen, ebenso wie der technischen –  
zu Problemen kommen. Ein weiteres mit-
telfristiges Problem ist, dass die Wirtschaft 
aufgrund des Bevölkerungsrückgangs nicht 
mehr wie bisher aus einem Nachwuchskräf-
tereservoir wird schöpfen können. Folglich 
werden die Unternehmen sich verstärkt um 
Nachwuchskräfte bemühen müssen. 

Vor diesem Hintergrund können wir be-
obachten, dass Kommunen zunehmend um 
Einwohner und Unternehmen konkurrieren. 
Was aus Sicht einer einzelnen Gemeinde 
eine sinnvolle Strategie zu sein scheint, 
nämlich die Ausweisung zusätzlicher Flä-
chen für Wohn- und Gewerbegebiete, ver-
kehrt sich dann ins Gegenteil, wenn alle 
396 Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 
dieselbe Strategie verfolgen. Die Folge 
ist ein Überangebot an Bauland und ein 
Unterbietungswettbewerb der Städte bei 
den Grundstückspreisen. Aus landesplane-
rischer Sicht ist diese Strategie daher nicht 
zielführend.

Wie steuert der neue Landesentwicklungs-
plan 2025 (LEP 2025) die zukünftige Sied-
lungsentwicklung? Es ist nicht beabsich-
tigt, Flächenkontingente zur Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme vorzugeben. 
Gleichwohl müssen wir zu einer Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme kom-
men, ob zu einer Reduzierung der aktu-
ellen täglichen Flächeninanspruchnahme 
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auf die Hälfte oder ein Drittel sei dahinge-
stellt. Die Notwendigkeit zum sparsamen 
Umgang mit Flächen ergibt sich schon 
aufgrund des absehbaren Bevölkerungs-
rückgangs. In der Vergangenheit ging es 
primär darum, Wachstum zu verteilen. In 
der Zukunft stehen Maßnahmen der Kon-
solidierung im Vordergrund, in einzelnen 
Gemeinden auch des Rückbaus. Dies wird 
zweifelsohne mit schmerzhaften Ein-
schnitten verbunden sein. Siedlungsent-
wicklung muss jedoch auch im Jahr 2025 
unter ökonomischen, sozialen und ökolo-
gischen Gesichtspunkten nachhaltig sein. 
Gerade die ökonomischen Probleme –  
immer weniger Menschen müssen über Ge-
bühren und Abgaben für die vorhandene, 
‚überdimensionierte‘ Infrastruktur aufkom-
men – werden zunehmend akut, sodass wir 
heute die entsprechenden Maßnahmen er-
greifen müssen.

Unseren Überlegungen für die zukünftige 
Siedlungsentwicklung liegen verschiedene 
Leitgedanken zu Grunde.

Vom Bevölkerungsrückgang ist nicht nur 
das Ruhrgebiet betroffen. Gerade am 
Ostrand von Nordrhein-Westfalen gibt es 
ländlich geprägte Regionen, in denen sich 
der Bevölkerungsrückgang zunehmend 
dramatisch auswirkt. Auf der einen Seite 
haben wir Regionen, die langfristig noch 
wachsen werden. Daher strebt der LEP 2025 
problemorientierte Lösungen an, die den 
Bedürfnissen der einzelnen Regionen und 
Gemeinden Rechnung tragen. Dabei ist die 
bisherige Differenzierung des Landesent-
wicklungsplans von 1995 in Ballungskern, 
Ballungsrand und ländlich strukturierte 
Räume wenig hilfreich. Die Probleme, die 
diese Raumtypen früher charakterisiert ha-
ben, werden durch den demographischen 
Wandel überlagert. Deshalb wird der neue 
LEP 2025 von dieser Untergliederung des 
Landes absehen.

Der LEP 2025 setzt vermehrt auf Raum-
qualität und wird das Thema Siedlungs-
entwicklung – unabhängig ob für Wohnen 
oder für Gewerbe – stärker mit anderen 
Themen verknüpfen. Einen neuen Aspekt 
will ich dabei herausgreifen, zumal die 
Schlagworte wie ‚Dezentrale Konzentra-

tion‘, ‚Kompakte Siedlungsentwicklung‘ 
oder ‚Stadt der kurzen Wege‘ hinlänglich 
bekannt sind. Neu ist das Thema ‚Kultur-
landschaften‘. Es würde dem Aspekt ‚Kul-
turlandschaft‘ nicht gerecht, ihn einfach 
nur mit ‚schönem Freiraum‘ oder ‚schöner 
Landschaft ‘ in Verbindung zu bringen. 
Die Idee, die wir verfolgen, ist die ‚Kultur-
landschaft‘ als Einheit aus bebautem und 
unbebautem Raum, d. h. die historische 
Innenstadt ist uns genauso wichtig wie 
die ‚schöne Landschaft‘. Untersuchungen 
haben gezeigt, dass insbesondere die re-
gionale Identität, die sich auch im Thema 
‚Kulturlandschaften‘ widerspiegelt, vor 
dem Hintergrund der Globalisierung eine 
zunehmende Bedeutung bekommt.

Wenn sich die Lebensbedingungen anglei-
chen, kommt es im Internet-Zeitalter für ei-
nen gut qualifizierten Arbeitnehmer immer 
weniger darauf an, wo er seinen Arbeits-
platz hat. Andere Faktoren werden dann 
zunehmend wichtig, wie z. B. eine aufgrund 
historischer Bausubstanz unverwechsel-
bare Innenstadt oder ein attraktives Nah-
erholungs- und Freizeitangebot. Das heißt, 
die weichen Standortfaktoren, welche die 
Lebensqualität bestimmen, gewinnen an 
Bedeutung. Das ist die Idee, die wir mit dem 
Thema ‚Kulturlandschaften‘ verbinden und 
mit dem wir die Herausbildung regionaler 
Identitäten befördern wollen.

Zentrales Anliegen des LEP 2025 ist es, 
durch die zukünftige Siedlungsentwick-
lung die vorhandene Infrastruktur lang-
fristig zu sichern. Dazu ist eine stärkere 
Konzentration erforderlich – und zwar 
auf die Standorte, in denen Infrastruktur 
schon vorhanden ist und nicht erst gebaut 
werden muss. Diese Bereiche kann man 
Siedlungsschwerpunkte oder zentrale Sied-
lungsbereiche nennen. Wichtig ist, dass die 
weitere Siedlungsentwicklung sich auf die-
se Standorte konzentriert. Wir gehen davon 
aus, dass jede Gemeinde im Minimum einen 
zentralen Siedlungsbereich haben sollte. 
Aufgrund beispielsweise einer bipolaren 
Siedlungsentwicklung können es auch zwei 
zentrale Bereiche sein. Erweiterungen von 
Siedlungsflächen sollen sich an diese(n) 
zentrale(n) Siedlungsbereich(e) unmittelbar 
anschließen. 
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Eine Konzentration auf zentrale Sied-
lungsbereiche bedeutet im Umkehrschluss, 
dass kleine Ortsteile in ihrer zukünftigen 
Entwicklung begrenzt werden sollen. An-
gesichts des Rückgangs der Bevölkerung 
in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens – 
spätestens ab dem Jahr 2020 werden alle 
Gemeinden bis auf die Region Köln / Bonn 
betroffen sein – ist das unausweichlich, 
wenn wir die Infrastrukturkosten langfri-
stig bezahlbar halten wollen. 

Sofern ein Bedarf besteht, soll auch in 
Zukunft an den zentralen Siedlungsbe-
reichen eine weitere Siedlungsentwicklung 
möglich sein. Wir stellen uns vor, dass der 
Bedarf auf der Grundlage eines Siedlungs-
flächenmonitorings ermittelt wird. Dazu 
sind verlässliche Daten erforderlich. Man-
che Regionen arbeiten auf diesem Gebiet 
bereits mit geographischen Informations-
systemen. Ein nicht zu unterschätzender 
Wert eines Monitorings ist, dass auf di-
ese Weise aktuelle und bessere Kennt-
nisse über die Entwicklungspotenziale in 
einer Gemeinde zur Verfügung stehen. 
Dies setzt allerdings voraus, dass die Er-
hebungen regelmäßig – beispielsweise alle 
zwei bis drei Jahre – durchgeführt werden. 
Ein fortlaufendes Siedlungsflächenmoni-
toring kann auch zu einer Beschleunigung 
der Verfahren von Regional- und Bauleit-
planung beitragen, weil die Daten nicht 

erst aufwendig erhoben werden müssen, 
sondern unmittelbar abrufbar sind.

Ein anderer Aspekt, den wir zukünftig 
stärker berücksichtigen wollen, sind die 
bereits angesprochenen Infrastrukturfol-
gekosten. Während sich die Gemeinden in 
der Regel mit den Ersterstellungskosten im 
Rahmen der Bauleitplanung vergleichswei-
se intensiv auseinandersetzen – je  nach 
verwendetem Modell können 90-100% 
dieser Kosten auch auf die Grundstücks-
eigentümer übertragen werden –, spielen 
die Betriebskosten, die einen kommunalen 
Haushalt auf Jahre oder sogar Jahrzehnte 
stark belasten können, nicht selten eine 
nachgeordnete Rolle. Aktuelle Untersu-
chungen im Rahmen des REFINA-For-
schungsschwerpunkts haben gezeigt, dass 
je nach Siedlungsstruktur Einsparungspo-
tenziale von 30-50% bei der technischen 
und 10% bei der sozialen Infrastruktur 
existieren.

Fazit: Eine zentrale Zielsetzung im neuen 
LEP 2025 ist das Flächensparen. Bei berech-
tigtem und nachgewiesenem Bedarf wer-
den jedoch auch weiterhin Erweiterungen 
der Siedlungsfläche möglich sein. Dies ist 
auch dem Umstand geschuldet, dass Nord- 
rhein-Westfalen ein bedeutender Wirt-
schaftsstandort und das bevölkerungs-
reichste Land in Deutschland ist.
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Dr. Egbert Dransfeld  –
Institut für Bodenmanagement 

Die Bodenfrage und die Bedeutung 
kommunaler Bodenpolitik heute und in 
Zukunft
Bodenpolitik 2030 – wenn wir über die An-
forderungen an eine zukünftige Bodenpo-
litik für die nächsten 20 Jahre nachdenken 
sollen, kommen wir meiner Meinung nicht 
umhin, uns zunächst einmal klar zu ma-
chen, was denn eigentlich im Kern unter 
Bodenpolitik überhaupt zu verstehen ist. 
Dazu ist auch ein Blick in die Vergangenheit 
sinnvoll.

rechtlern, Sozialethikern, Theologen, Woh-
nungswirtschaftlern, Politikern, aber auch 
gerade von Stadtplanern beschäftigt hat. 
Was ist die Bodenfrage? 

Im Kern ist es die Frage, inwieweit der im 
Wesentlichen unvermehrbare Produktions-
faktor Boden der gleichen Verfügungsge-
walt des Eigentümers untersteht – oder 
besser unterstehen darf – wie andere, 
(aber) vermehrbare Güter.

Antwort: Nach dem Grundgesetz im Prin-
zip ja; aber immerhin ist in Artikel 14 des 
Grundgesetzes von den ‚Vätern‘ des sel-
bigen (‚abgeschrieben‘ aus der Weimarer 
Verfassung) die Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums festgelegt: „Sein Gebrauch (auch 
der des Bodens) soll zugleich dem Wohle 
der Allgemeinheit dienen“.

Boden 2030 - 
Anforderungen an eine zukünftige Bodenpolitik

„Die Tatsache, dass der Grund und Bo-
den unvermehrbar und unentbehrlich ist, 
verbietet es, seine Nutzung dem unüber-
sehbaren Spiel der freien Kräfte und dem 
Belieben des Einzelnen vollständig zu über-
lassen; eine gerechte Rechts- und Gesell-
schaftsordnung zwingt vielmehr dazu, die 
Interessen der Allgemeinheit beim Boden 
in weit stärkerem Maße zur Geltung zu 
bringen als bei anderen Vermögensgütern.“

Bundesverfassungsgericht: BVerfGE 21, S. 82f.

„Darum sollt ihr das Land nicht verkaufen 
für immer; denn das Land ist mein, und 
ihr seid Fremdlinge und Gäste vor mir.“

3. Buch Mose, Kapitel 25, Vers 23

Der Mensch ist auf Grund und Boden an-
gewiesen, auf Boden bewegt er sich, ar-
beitet, lebt er. Stadt braucht Boden! Boden 
ist die Voraussetzung für die Entwicklung 
der Städte – ohne verfügbaren Boden gibt 
es keine Stadtentwicklung, keine Entwick-
lung von Wohnbaugrundstücken und keine 
Wirtschaftsentwicklung. Boden ist aber in 
den wenigsten Fällen frei verfügbar. Nach 
dem Grundgesetz fallen das Eigentum 
und die Rechte an seiner Nutzung i. d. R. 
nicht der Allgemeinheit zu, sondern dem 
Einzelnen. Das Eigentum und die Verfü-
gungsgewalt über den Boden bedeutet 
Herrschaftsrecht und Macht – umso mehr, 
wenn sich das Grundeigentum in der Hand 
Weniger befindet. Die Interessen des Ein-
zelnen als Eigentümer auf der einen Sei-
te und der Allgemeinheit auf der anderen 
Seite lassen sich nicht immer miteinan-
der vereinbaren. Dieser ‚Befund‘ steht zu-
nächst am Anfang jeder bodenpolitischen 
Debatte! 

Es geht mithin um die sogenannte ‚Bo-
denfrage‘, die seit alters her die Gemüter 
ganzer Generationen von Verfassungs-
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Alles also doch gut durchdacht? Ich bin 
da skeptisch! Boden unterliegt einem stän-
digen Spannungsfeld zwischen Privat- und 
Gemeineigentum. Winrich Voß und ich 
haben dies einmal so umschrieben1: „Im 
Gegensatz zu anderen Ländern wird in 
Deutschland ein ‚Spagat‘ zwischen einem 
sehr starken räumlichen Steuerungsan-
spruch und einer den Alt- und Zwischen-
eigentümern möglichst viele Freiheiten las-
senden Bodenpolitik versucht.“ Sichtbares 
Zeichen hierfür (und damit objektiv) sind 
beispielsweise entweder eine übermäßi-
ge Hortung oder Unterausnutzungen von 
Baugrundstücken (man könnte dazu auch 
Bodenspekulation sagen), eine hohe Flä-
cheninanspruchnahme (vgl. die Debatte um 
das ‚30-ha Ziel‘) und auch ein allgemein 
hohes Boden- und Immobilienpreisniveau, 
das den Zugang zum Wohneigentum ten-
denziell erschwert.

risch geeigneten Standorten statt – im Ge-
genteil: Stadtplanung hat sich sehr häufig 
der (privaten) Nichtverkaufsbereitschaft 
zu beugen – ob ‚Grüne Wiese‘ oder Bra-
che, dies macht kaum einen Unterschied. 
Grundstücke müssen zunächst ‚mobilisiert‘ 
werden – im Übrigen ein mühsames Ge-
schäft, das viel Zeit und Geld kostet (u. a. 
auch ‚Fördergeld‘). 

Abbildungen aus:  
Häberli, R. et al.: 
Boden-Kultur, Vorschläge für 
eine haushälterische Nutzung 
des Bodens in der Schweiz. 
Zürich 1991, S. 59 f.

Der Mangel an Bauland fördert tendenziell 
eine einseitige Verteilung des Eigentums (Dis-
tributionsproblem); nicht jeder hat Zugang 
zum Bodenmarkt. Nur wer finanziell in der 
Lage ist, auch höhere Preise zu zahlen, kann 
sich Eigentum am Boden verschaffen. Die Ei-
gentumsquote in Deutschland ist im inter-
nationalen Vergleich entsprechend gering. 

Unzufriedenheit ergibt sich zudem aus 
der vergleichsweise hohen Ausschöpfung 
leistungsloser Bodenwertgewinne durch 
Alt- und Zwischeneigentümer, die Boden-
spekulation erst ermöglicht, aber auch für 
sozialen Unfrieden sorgt (Neid). 

Nicht zu vergessen sind die aus Sicht der 
Stadtplanung tendenziell negativen allo-
kativen Wirkungen des deutschen Boden-
marktsystems: Planimplementierung findet 
häufig nicht an den eigentlich stadtplane-

Der deutsche Bodenmarkt kann den An-
spruch, für jede akzeptable Nutzung ein 
geeignetes Grundstück am richtigen Ort zu 
einem angemessenen Preis zur Verfügung 
zu stellen, nicht immer (optimal) leisten. 

Mit dieser ‚Gemengelage‘, oder mit anderen 
Worten, mit diesem ‚Dilemma des Boden-
marktes‘ müssen nun schon Generationen von 
Stadtplanern leben und werden es wohl auch 
weiterhin tun müssen.  Im Übrigen sind sie ja 
auch nicht ganz alleine, es gibt ja noch die Spe-

Die ‚goldene Regel‘ des Bodenmarktes:

Der Bodenmarkt soll grundsätzlich 
sicherstellen, dass Wohnbauland und 
Wohnungen
•	 in benötigter Menge,
•	 in angemessener Lage,
•	 in der gewünschten Eigentumsform,
•	 zur rechten Zeit und 
•	 zu einem angemessenen Preis
angeboten werden. Hierbei sollen gleichzeitig
•	 ökonomische Effizienz und
•	 soziale und ökologische Ausgewo-

genheit
gewahrt bleiben.

Zitiert nach Hooper, A. J. (erweitert): Policy inno-
vations and urban landmarkets. In: OECD Urban 
Affairs Programme, Paris 1989

1 Dransfeld, E.; Voß, W.: Funktions-
weise städtischer Bodenmärkte in 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft – ein Systemver-
gleich. Hrsg. vom Bundesmini-
sterium für Raumordnung und 
Städtebau, Bonn 1993, S. 292-293
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Die Bedeutung des Bodens für die Stadtent-
wicklung, die Folgen des Privateigentums am 
Boden und besonders die Fragen zur Überwin-
dung des ‚Bodendilemmas‘ sind keine neuen 
Themen, dennoch aktuell. Bodenreformerische 
Bewegungen gibt es entsprechend lange. 

aber grundsätzlich – wie auch bis heute in 
Bayern – ungelöst. Sie hat uns dennoch et-
was wirklich Wertvolles hinterlassen – das 
Erbbaurecht, welches das Nutzungsrecht 
am Boden vom Eigentum am Grundstück 
trennt. Gut, dass wir das haben!

„Die Bearbeitung und Ausnutzung des Bo-
dens ist eine Pflicht des Grundbesitzers 
gegenüber der Gemeinschaft. Die Wert-
steigerung des Bodens, die ohne eine Ar-
beits- oder Kapitalaufwendung auf das 
Grundstück entsteht, ist für die Gesamt-
heit nutzbar zu machen.“

Weimarer Reichsverfassung, Art. 155 Abs. 3

zialisten: die ‚Liegenschaftler‘, die ‚Umleger‘, 
die ‚Bodenmanager‘, die es ja wieder ‚richten‘ 
können. Gut zu hören, dass man uns braucht!  
Aber es kommt auch auf das richtige Zusam-
menspiel an! Damit ist Augenhöhe gemeint.

Schon 1919 wurde die ‚Bodenfrage‘ in der 
Verfassung der Weimarer Republik behan-
delt. Der Bund deutscher Bodenreformer 
(mit Adolf Damaschke) forderte eine ver-
fassungsmäßige Verankerung von Grund-
sätzen über die Heimstättenbildung und 
die Vergesellschaftung der Grundrente. 
Hiermit sollten Bodenpreisspekulationen 
bekämpft werden. Dies hat Einzug in die 
Weimarer Verfassung gefunden: Planungs-
bedingte Bodenwertsteigerungen sind ab-
zuschöpfen! Im Übrigen hat dies interes-
santerweise bis heute in der Bayerischen 
Landesverfassung (Art. 161) ‚überlebt‘, aber 
auch nur dort. Die Bodenwertproblematik 
blieb in der Weimarer Republik in der Praxis 

(1) Die Verteilung und Nutzung des Bodens 
wird von Staats wegen überwacht. Miss-
bräuche sind abzustellen. 

(2) Steigerungen des Bodenwertes, die 
ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalauf-
wand des Eigentümers entstehen, sind für 
die Allgemeinheit nutzbar zu machen.

Bayerische Verfassung, Art. 161

der außer Kraft gesetzt. Auch die Diskus-
sionen über die Einführung einer Besteue-
rung des Bodenwertzuwachses blieben bis 
heute reine Theorie. 

Alle bisherigen Bemü-
hungen, einen Planungs-
wertausgleich einzufüh-
ren, scheiterten jedoch; 
zuletzt die des Landes 
Nordrhein-Westfalen im 
Jahr 1997. Die Erhebung 
e iner  Baulands teuer 
wurde bereits 1963 wie-

Der höhere Wert, zu dem der Boden durch 
eine höhere Nutzung aufsteigen kann, 
schwebt als ‚floating value‘ wie eine Wolke 
über der Landschaft. Jeder Bodenbesitzer 
glaubt oder hofft zum mindesten, diese 
Wolke werde ihren Segen gerade über sei-
nem Grundstück entladen, und so hält er 
an seinem Grundstück fest, bis es, wenn 
auch erst nach sehr langer Zeit, zu guter 
Letzt doch einmal für die höhere Nutzung 
benötigt und in Anspruch genommen wird.

Nell-Breuning, O. von: Bodeneigentum-Boden-
politik-Bodenmarkt, DASL-Berichte Nr. 8, 1983 

Es hat auch nicht an guten Fachleuten ge-
fehlt, die hierzu immer wieder den Finger in 
die Wunde gelegt haben. Unter den vielen 
Experten möchte ich Oskar von Nell-Breu-
ning, Jesuit und der große Vertreter der ka-
tholischen Soziallehre der Nachkriegszeit, 
besonders hervorheben, der für mich in 
bemerkenswerter Weise die Dinge klar und 
unmissverständlich angesprochen hat. Gibt 
es diese ‚Typen‘ heute nicht mehr? Traut 
sich keiner mehr, Klares zu sagen? 
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Die Städtebauliche Entwicklungsmaß-
nahme als sogenanntes ‚schärfstes Schwert‘ 
des deutschen Bodenrechtes ist durch die 
Rechtsprechung mittlerweile stumpf ge-
worden. Andere Instrumente (z. B. städte-
bauliche Verträge) ermöglichen wenigstens 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
eine Beteiligung der Eigentümer an den 
Kosten der Baulandentwicklung. Eine Ab-
schöpfung der planungsbedingten Wert-
steigerungen ermöglichen sie jedoch nicht.

Hilf Dir selbst! Es war die kommunale Bau-
landpolitik, die diese Probleme in Erman-
gelung übergeordneter (staatlicher) Unter-

stützung bislang lösen musste. Kommunale 
Baulandstrategien und sog. Grundsatzbe-
schlüsse zum kommunalen Bauland- und 
Bodenmanagement sind ‚Ersatz‘ für nicht 
erfolgte Bodenreformen der Vergangen-
heit; sie versuchen, ein Optimum an allo-
kativer und distributiver Steuerung zurück 
zu gewinnen. 

Zwischenfazit: Trotz kommunaler Bauland-
strategien ist es bisher nicht optimal und 
vor allem nicht flächendeckend gelungen, 
eine wirklich sozial- und raumverträgliche 
Bodenbeschaffung sowie Bodenpreisbil-
dung zu ermöglichen!

Welche Entwicklungen beeinflussen 
die Bodenpolitik zukünftig maß-
geblich?
Die Bodenpolitik wird maßgeblich durch 
demografische, gesellschaftspolitische, 
wirtschaftliche und klimatische Faktoren 
beeinflusst, die sich auf Nachfrage und An-
gebot auf dem Immobilienmarkt auswirken. 

Allgemein werden die demografischen Ent-
wicklungen derzeit schlagwortartig wie 
folgt umschrieben: „Wir werden weniger, 
älter und bunter.“

Trotz der in vielen Städten und Gemein-
den rückläufigen Bevölkerung steigt die 
Zahl der Haushalte in Nordrhein-Westfa-
len mittelfristig noch an, aber schon nicht 
mehr überall (vgl. Ruhrgebiet, Hochsau-
erlandkreis). In Verbindung mit einem zu-
nehmenden Wohnflächenbedarf pro Kopf 
führt diese Entwicklung mittelfristig noch 
zu einem Anstieg der Nachfrage.

Eine immer älter werdende Bevölkerung 
verbleibt länger am selben Wohnstandort, 
so dass Einfamilienhäuser immer später für 
nachrückende Generationen frei werden. 
Umwandlungsphasen stehen später an. An-
dererseits wird die ältere Generation zuneh-
mend mobiler, verlässt in größerem Maße 
den bisherigen Wohnstandort und zieht in 
zentralere Lagen um, so dass hierdurch ein 
neues Nachfragepotenzial entsteht. 

Die Abnahme der nachfragerelevanten Al-
tersgruppe der 30-40-Jährigen führt da-

Foto: Oswald von Nell-Breuning, 
Anekdoten-Erinnerungen- 
Originaltexte.  
Hrsg. von Arnold, J., Trier 2007

Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen: Auswirkungen des demographischen 
 Wandels. Statistische Analysen und Studien Nordrhein-Westfalen, Band 38, Düsseldorf 2006, S. 9

Entwicklung der Haushaltszahlen 
im Zeitraum 2005-2025
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gegen zu einer rückläufigen Nachfrage auf 
dem Eigenheimmarkt.

Die Personen mit Migrationshintergrund stel-
len in Nordrhein-Westfalen mit 23% schon 
heute einen großen Anteil der Bevölkerung. 
Auch ihr Anteil an den Immobilienbesit-
zern steigt. Mit steigender Eigentumsquote 
wächst auch der Einfluss auf die Stadtent-
wicklung und die Bedeutung für die Boden-
politik, auch wenn sich durch Personen mit 
Migrationshintergrund keine grundsätzlich 
anderen Nachfragepotenziale als bei anderen 
Bevölkerungsgruppen ergeben.

Die Veränderungen der Gesellschaft sind 
durch eine zunehmende Inhomogenisierung 
und Flexibilisierung gekennzeichnet. Lebens-
stile werden unterschiedlicher, die klassische 
Familienstruktur löst sich auf (Stichwort: 
von der Großfamilie zur Patchwork-Fami-
lie), neue Formen des privaten Zusammen-
lebens entwickeln sich und Lebensabläufe 
und -phasen differenzieren sich zunehmend. 
Durch andere Lebensziele und Lebensformen 
verändern sich auch die Ansprüche an das 
Wohnen und das Wohnumfeld. Die Nachfra-
ge verändert sich insbesondere qualitativ –  
sie wird differenzierter und vielfältiger. 

unter 20 20-40 40-60 60-80 80+ Summe

Jahr 2005 3.811.575 4.728.010 5.057.233 3.709.632 768.902 18.075.352

Jahr 2030 3.053.800 4.098.200 4.282.800 4.639.300 1.346.700 17.420.800

Veränderung 2005-2030 -19,9% -13,3%  -15,3% +25,1% +75,1% -3,6%
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Entwicklung der Altersstruktur 
der Bevölkerung in Nordrhein-
Westfalen (2005-2030)

Eigene Darstellung nach Daten Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen: Auswirkungen des 
demographischen Wandels. Statistische Analysen und Studien Nordrhein-Westfalen, Band 38, Düsseldorf 2006, S. 4

Anteil der Personen mit Migrati-
onshintergrund an der Bevölke-
rung 2006

Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Bevölkerung mit Migrations- 
hintergrund – Ergebnissse des Mikrozensus. Wiesbaden 2006, S. 16
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Das Zukunftsinstitut: Future Living — die Zukunft der Lebensstile. Kelkheim 2003

Wie verändert sich die Wohnbau-
landnachfrage künftig? Was heißt 
dies für die Vermarktbarkeit und für 
die Preise?
Die Entwicklung der Wohnbaulandnach-
frage wird regional sehr unterschiedlich 
verlaufen. Es ist mit einem noch stärkeren 
Nebeneinander von wachsenden, stagnie-
renden und schrumpfenden Regionen zu 
rechnen. Bereits heute sind in einigen 
Regionen rückläufige Nachfrageentwick-
lungen zu verzeichnen. Auch in wach-
senden Regionen zeigen sich die ersten 
Auswirkungen: Neubaugebiete vermark-

ten sich schleppender als noch vor einigen 
Jahren. 

Durch die Zunahme an Bestandsimmobilien 
einerseits und den Rückgang der Nachfra-
geseite andererseits wird tendenziell Druck 
auf den Markt der Wohngrundstücke aus-
geübt. Ein Rückgang des Einfamilienhaus-
neubaus ist die Folge; das bedeutet auch, 
dass die Nachfrage nach Wohngrundstü-
cken sinkt. Nach einer Studie des Eduard 
Pestel Instituts für Systemforschung wird 
schon etwa 2013 die Gesamtnachfrage 
nach Einfamilienhäusern rechnerisch durch 

Eduard Pestel Institut für Systemforschung: Veränderung der Wohnungsnachfrage und Reaktion des 
Wohnungsangebotes in NRW bis 2025. Düsseldorf 2006, S. 27

Nachfrage und Angebot im 
Marktsegment der Einfamilien-
häuser in Nordrhein-Westfalen 
bis 2025
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das Angebot an Gebrauchtimmobilien ab-
gedeckt.

Statistisches Bundesamt / LBS Research 

Künftig wird die Vermarktbarkeit von 
Wohnbaugrundstücken (und Immobilien) 
noch stärker an der Lage orientiert sein als 
bisher. Nur nachgefragte Lagen lassen sich 
dann noch zu einem (aus Verkäufersicht) 
akzeptablen Preis verkaufen. Insbesondere 
die peripheren Lagen mit schlechter Infra-
strukturausstattung lassen sich nur noch 
schlecht vermarkten. Der ‚Mythos‘ sicherer 
Immobilienrenditen durch ‚garantierte‘ 
jährliche Wertsteigerungen ist vor dem 
Hintergrund der künftigen Entwicklungen 
nicht mehr zu halten.

Brauchen wir in Zukunft noch neues 
Wohnbauland?
Die Frage ist zunächst mit „ja“ zu beantwor-
ten, da zumindest mittelfristig die Nach-
frage nach Wohnbauland auf Grund des 
steigenden Wohnflächenbedarfs und ver-
änderter qualitativer Ansprüche (die nicht 
durch den Bestand gedeckt werden können) 
steigen wird. Langfristig betrachtet ist je-
doch insgesamt mit einem Rückgang der 
Nachfrage nach Wohnbauland zu rechnen. 

Eine reine Angebotsplanung mit dem Ziel, 
Einwohner zu halten oder neue hinzuzuge-
winnen, ist jedoch nicht mehr die richtige 
Strategie. 

Wie steuert man (bodenpolitisch) 
schrumpfende Städte?
Besonders ein Thema wird die bodenpo-
litische Debatte in den nächsten 20 bis 
30 Jahren dominieren: Wie lässt sich die 
allmähliche Leere in den schrumpfenden 
Städten steuern? Gibt es Möglichkeiten 
eines geordneten Rückzuges? Kann an den 
Standorten abgerissen werden, wo es städ-
tebaulich sinnvoll ist und dadurch hilft, 
perforierte Stadt zu vermeiden? Gute Plan-
konzepte sind hierzu schnell gemacht, da-
ran wird es nicht scheitern. Lassen sie sich 
aber auch realisieren? Ich bin da skeptisch!

Eins erscheint mir aber sicher: es wird zu-
nehmend – wörtlich gemeint – sichtbar 
werden, welche Lagen und Bestände dem 
ständigen ‚Druck‘ nicht mehr gewachsen 
sein werden. Wir werden – ob wir wol-
len oder nicht – lernen müssen, Immo-
bilien und ganze Areale/Straßenzüge als 
‚Stadtschrott‘, als räumliches Ergebnis der 
Schrumpfungsprozesse zu akzeptieren.

Stadtumbau als wohlgemeinte ‚Therapie‘ ist 
zunächst die richtige Antwort, wird aber 
vor dem Hintergrund des zu erwartenden 
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enormen quantitativen Ausmaßes und der 
Tatsache, dass öffentliche Kassen – langfri-
stig betrachtet – wieder knapper werden, 
weder überall noch nachhaltig diese ne-
gative Entwicklung aufhalten können. Wir 
müssen zudem zunehmend erkennen, dass 
das deutsche Bodenrecht den geordneten 
Rückzug keineswegs begünstigt. Im Gegen-
teil! Die sogenannten ‚Schrottimmobilien‘ 
lassen sich nicht mal so einfach rückbau-
en. Die Durchsetzung von Abbruchgebo-
ten und entsprechenden Verfügungen ist 
in der Praxis äußerst schwer. Die ‚Wert-
fiktion‘ vieler Einzeleigentümer blockiert 
zudem vielfach die Veräußerungsbereit-
schaft. Der Bodenmarkt verliert auch seine 
Korrekturfunktion: keine Erträge, Verzicht 
auf Investitionen = Herunterfahren der 
Instandhaltung(sbereitschaft).

Blockaden entstehen auch dadurch, dass –  
solange kein gerechter Vorteils- und Lasten-
ausgleich im deutschen Bodenrecht vorhan-
den ist – kaum jemand bereit sein dürfte, 
zum Vorteil des Nachbarn sein Objekt zu-
erst abzureißen. Frei nach dem Motto: „Wer 
sich zuerst bewegt, hat schon verloren.“ Das 
wirtschaftliche ‚Aussitzen‘ von ‚Schrottim-
mobilien‘ wird im Übrigen auch steuerlich 
gefördert – man kann jetzt schon seinen 
Leerstand bei der Grund- und Einkommen-
steuer mindernd gelten machen. Wird das 
Objekt dazu noch ordentlich ‚eingemottet‘ 
(‚Stadtumbauer‘ sprechen von ‚Einmot-
tungsstrategien‘), lässt sich die Sache zu-
nächst noch eine Weile ganz gut ‚ertragen‘.  

Ein entscheidender Punkt kommt noch 
hinzu: Räumliche Steuerung unter Wachs-
tumsbedingungen kannte bislang – im 
Gegensatz zur Situation in der ‚leeren 
Stadt‘ – grundsätzlich noch ein wichtiges 

‚Schmiermittel‘, nämlich die Umvertei-
lungsmöglichkeit von sicheren Bodenwert-
zuwächsen (über die man freilich auch 
kontrovers debattieren kann). Wenn aber 
keine Wertzuwächse mehr zu generieren 
sind, fehlt der Stadt dieses ‚natürliche‘ Len-
kungsinstrument. 

Ich sehe vor diesem schwierigen Umfeld – 
im Hinblick auf den Boden – drei Aspekte, 
die in der Stadtumbaudebatte mehr Ge-
wicht erfahren sollten:

1.	 Vor dem Hintergrund der langfri-
stig zu erwartenden zunehmenden ‚Leere‘ 
müssen sich die Städte, die davon betroffen 
sind, darüber klar werden, dass man nicht 
alle Lagen und alle Objekte retten kann. Es 
kann nicht jede lärmgeplagte Ausfallstraße, 
die heute noch überwiegend dem Wohnen 
dient, in der jetzigen Form erhalten bleiben. 
Der Lärm bleibt! ‚Potemkin´sche Dörfer‘ an 
Hauptausfallstraßen – warum eigentlich 
nicht?! Raumkanten könnte man so erhal-
ten! Macht es wirklich Sinn, Großwohnan-
lagen der 1960er und 1970er Jahre heute 

Fotos aus: Hunger, B.: Wo steht 
der Stadtumbau Ost – und was 
kann der Westen davon lernen? 
In: Stadtumbau, Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 
10/11, 2003, S. 652 

Die ‚perforierte‘ Bodenrichtwertkarte 
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(teuer) so ‚aufzupeppen‘, dass sie zwar für 
einige Jahre ‚überleben‘ können, aber spä-
testens in der ‚nächsten Runde‘ wieder da-
nieder liegen (wir hatten dies schon einmal 
in den 1980er Jahren). Die Städte können 
voraussichtlich nicht alles schultern und 
gleichzeitig machen. Wir müssen dringlich 
heute und nicht erst morgen eine Debatte 
über richtige Prioritäten führen und zwar 
innerhalb der Fachdisziplin Städtebau und 
natürlich zusammen mit der Politik. Das ist 
sicher schmerzlich, aber notwendig!

2.	 Stadtplaner, Liegenschaftler und 
Stadtpolitiker müssen lernen, Leerstand 
bzw. ‚Stadtschrott‘ solange bewusst auszu-
halten, zu ertragen, bis sich die Immobilien-
preise so weit abgesenkt haben (oder gegen 
null tendieren), dass ein Ankauf der Immo-
bilie für die Kommune ‚erträglich‘ erscheint 
und nicht auch noch unnötige Mitnahmeef-
fekte entstehen. Warum? Unter der Prämisse 
eines unveränderten Bodenrechts verbleibt 
eigentlich weiterhin nur der (hoheitliche) 
Zwischenerwerb als Planimplementierungs-
instrument. Nicht, dass Sie mich falsch ver-
stehen, dies ist durchaus eine ‚kluge‘ Stadt-
umbaustrategie. Es muss aber aus meiner 
Sicht eine Debatte über den richtigen Zeit-
punkt des Ankaufs und des Einsetzens von 
Stadtumbaumitteln geführt werden.

tumsphasen. Der Bundesgesetzgeber muss 
aufgefordert werden, dafür zu sorgen, dass 
das Städtebaurecht auch für diese großen 
Herausforderungen umsetzungsfähig bleibt. 
Hierzu gehören z. B. ein rechtlich im BauGB 
kodifiziertes Modell eines gerechten Vorteils- /  
Ausgleichssystem und für Einzelfälle bzw. für 
besonders schwierige Fälle die Möglichkeit 
der erweiterten Enteignungsmöglichkeit von 
Brachen und Schrottimmobilien zur Aneig-
nung der Grundstücke. Die Koppelung des 
Wohls der Allgemeinheit an den ‚Brachenzu-
stand‘ als eine mögliche Anwendungsvoraus-
setzung der Städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme in § 165 Abs. 3 Nr. 2 BauGB reicht 
hierfür meiner Meinung nicht aus. 

Ein Blick ins Gesetz erleichtert bekanntlich 
die Arbeit: Wir haben im Grundgesetz nicht 
nur Art. 14, sondern auch Art. 15: „Grund 
und Boden können zum Zwecke der Ver-
gesellschaftung in Gemeineigentum oder 
in andere Formen der Gemeinwirtschaft 
überführt werden.“ Dazu ist auch Mut nö-
tig! Das Land NRW hat dies 1997 mit der 
Bundesratinitiative zur Einführung des 
Planungswertausgleichs bewiesen. Zumin-
dest muss es – meine Damen und Herren –  
gerade auf einer solchen Tagung, die ja be-
wusst die Debatte über langfristige Per-
spektiven in den Fokus gerückt hat, erlaubt 
sein, weitergehende Forderungen anzuden-
ken. Wann denn sonst, wenn nicht heute!?

Bleiben noch weitere Anforderungen an 
eine zukünftige Bodenpolitik? 

Meine Damen und Herren – seien Sie beru-
higt: Nicht jede Stadt in NRW schrumpft; 
und in vielen Schrumpfungsstädten wird 
es in den stabilen, guten Lagen auch wei-
terhin städtebauliche Neuentwicklungen 
geben. Die ganz grundsätzlichen ‚alten‘, 
‚eigentlichen‘ Bodenfragen (allokative und 

„Gegen den Grundeigentümer, der seinen 
Boden brach liegen lässt, können kein Ge-
richtsvollzieher und kein Konkurs etwas 
ausrichten.“

Zitat: Krüger, H.: Sozialisierung. In:  Bettermann, 
K. A.,  Nipperdey, H. C., Scheuner, U.: Die Grund-
rechte. 1958 

3.	 Leerstand und Brachfallen ziehen 
keinen Eigentumsverlust nach sich. Sie kön-
nen keinen Eigentümer einer Brachfläche 
verpflichten, seinen grundstücksbezogenen 
Pflichten nachzukommen. Auch vor dem 
Hintergrund einer wirklich funktionierenden 
Flächenkreislaufwirtschaft muss wieder eine 
Bodenrechtsdiskussion geführt werden. Ich 
glaube, dass sich die Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums im Sinne von Art. 14 GG vor dem 
Hintergrund stark schrumpfender Städte völ-
lig neu stellt, jedenfalls anders als in Wachs-



Mehr zu diesem Thema bietet folgende Veröffentlichung, die 
kostenfrei beim Forum Baulandmanagement NRW bestellt 
werden kann:

Dransfeld, E.; Pfeiffer, P. und Platzek, C.: Boden 2030 – An-
forderungen für die kommunale Bodenpolitik und den Um-
gang mit Einfamilienhausgebieten der 1950er, 1960er und 
1970er Jahre. Hrsg. vom Forum Baulandmanagement NRW, 
Dortmund 2009.
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distributive Seite des Bodenmarktes), die ich 
zu Beginn meiner Ausführungen dargelegt 
habe, bleiben uns mit Sicherheit erhalten. 
Ich bin sogar davon überzeugt, dass diese 
besondere ‚Gleichzeitigkeit des Ungleich-
zeitigen‘ die Bodenrechtsdebatte noch be-
schleunigen könnte. Wertzuwachsverteilung 
an der einen Stelle und Wertverluste an der 
anderen – wie soll das auf Dauer gut gehen? 
Also eigentlich doch genug ‚Stoff‘ für eine 
bodenpolitische Debatte! Aber ich warne 
Sie: Die in der Vergangenheit geführten 
bodenpolitischen Debatten waren bislang 
nicht sehr von Erfolg gekrönt. Jeder ist mit 
Veränderungen sofort einverstanden – wenn 
es nur nicht den eigenen Boden betrifft. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe 
Forumsmitglieder, bleiben Sie dennoch der 
bodenpolitischen Debatte nicht fern – sie 
ist spannend und es lohnt sich – denken Sie 
auch bodenpolitisch!

Abbildung aus:
Häberli, R. et al.: Boden-
Kultur, Vorschläge für eine 
haushälterische Nutzung des 
Bodens in der Schweiz. Zürich 
1991, S. 59
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Schlusswort: Zukünftige Aufgaben für das  
Forum Baulandmanagement NRW 
Stefan Raetz – Bürgermeister der 
Stadt Rheinbach, Vorsitz Forum 
Baulandmanagement NRW

Wir haben heute viel diskutiert und ge-
lernt. Wir haben einen Einblick in die Praxis 
erhalten, gerade auch in den Diskussions-
beiträgen. Wir haben die Wissenschaft zu 
Wort kommen lassen und einen Einblick 
in die Initiativen und Vorgaben des Landes 
erhalten – insgesamt also ein sehr breit 
aufgestelltes Programm dieser Tagung. Es 
gab viele Wortbeiträge und eine Menge an 
Input, den wir für unsere weitere Arbeit 
aufnehmen können. Mein Dank gilt natür-
lich zunächst allen Referenten dafür, dass 
sie sich zur Verfügung gestellt und uns hier 
so viele Informationen gegeben haben.

Fasst man den heutigen Tag zusammen, so 
wird eines ganz deutlich: Bauland- oder 
auch Bodenmanagement schadet nicht! 
Wenn es Nebenwirkungen hat, dann nur 
positive. Was sind nun unsere zukünftigen 
Aufgaben im Forum Baulandmanagement? 
Haben wir überhaupt noch welche? Nach 
dem heutigen Tag kann man, so glaube ich, 
ganz klar sagen: Ja, die haben wir! Denn es 
sind viele Fragen und zahlreiche Hinweise 
aufgetaucht auf das, was man noch einmal 
aufgreifen sollte. Dies wird uns dann in Zu-
kunft im Rahmen unserer Werkstattreihe 
weiter beschäftigen.

Nach wie vor existieren vielfältige bo-
denpolitische Herausforderungen in den 
Kommunen – jedoch mit deutlichen Un-
terschieden! So findet man weiterhin be-
darfsgerechte Baulandausweisung dort, 
wo noch Wachstum stattfindet, aber man 
weiß auch, dass dies zukünftig ein Ende 
haben wird. Aber: Gibt es bereits dort den 
Rückzug aus der Fläche? Wie gehen diese 
Kommunen damit um?

Ein weiteres, nach wie vor aktuelles The-
ma stellt die Nachnutzung innerstädtischer 
Brachflächen dar, dies haben wir bei fast 
allen Wortbeiträgen heute gehört. Welche 
aktuellen Best-Practice-Beispiele existie-

ren hier? Wer geht wie an die Umsetzung? 
Dies hat sicherlich auch viel mit politischen 
Rahmenbedingungen zu tun. Darüber hi-
naus haben wir etwas erfahren über die 
Zusammenarbeit mit Privaten. Diese ist 
wichtig, denn oft schaffen wir es als Kom-
munen nicht allein. Doch: Wen binden wir 
ein? Welche Modelle gibt es dazu? 

Auch das Thema ‚Städtebauliche Verträ-
ge‘ ist heute noch einmal in den Fokus 
gesetzt worden. Die existierenden recht-
lichen Rahmenbedingungen machen 
Mut, es auch anzupacken. Wir haben – 
z. B. beim Thema ‚Zwischennutzungen‘ –  
bereits gezeigt, dass wir hier flexibel und 
sehr innovativ vorgehen können.

Folglich geht es auch weiterhin um die 
klassischen Fragen des kommunalen Flä-
chenmanagements. Mithilfe der vielen Pra-
xisbeispiele und wissenschaftlichen Exper-
tisen haben wir heute gesehen, wo es in 
Nordrhein-Westfalen hingehen kann und 
wo wir stehen.

Wir haben auch gelernt, dass es unter-
schiedlichste Gründe gibt, warum sich 
Städte und Gemeinden mit dem Thema 
Flächenmanagement beschäftigen: Man-
che aus einer Not, andere dagegen (noch) 
aus einem gewissen Luxusproblem heraus. 
Wachstum, Schrumpfung, Brache, Nach-
nutzung, Abschöpfung, Steuerung – es sind 
viele verschiedene Gründe, die heute ge-
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nannt worden sind. Des Weiteren gibt es 
unterschiedlichste Ziele, die einzelne Kom-
munen mithilfe eines Flächenmanagements 
realisieren wollen. Wichtig hierbei ist: Es 
existiert kein Patentrezept, jeder muss sei-
nen Weg finden.

Intensiv beschäftigen werden wir uns mit 
den Ergebnissen der Befragung zum Bo-
denmanagement, die Herr Dr. Dransfeld uns 
vorgestellt hat. Zudem – und das wird eine 
ebenso interessante Diskussion werden – 
natürlich mit den ‚Boden 2030‘-Thesen.

Einige der Punkte, die aus dem Publikum 
benannt oder auch in den Vorträgen an-
gesprochen wurden, müssen nun zunächst 
einmal strukturiert werden, um zu sehen, 
wo wir eigentlich stehen. Einerseits ge-
winnt das Thema der stadtregionalen Bau-
landpolitik, der interkommunalen Koope-
ration in der Wohnbaulandentwicklung an 
Bedeutung. Doch: Wie weit sind wir damit? 
Wie funktioniert die Abstimmung mit den 
Nachbarstädten? Kommt diese Zusammen-
arbeit nur auf Druck oder gar aus der Not 
heraus zustande? Zudem gilt es, den Bo-
denmarkt weiter zu beobachten. Auch das 
ist noch einmal von Herrn Dr. Dransfeld 
betont worden. Bodenpreisdämpfung und 
Folgekosten sind weiterhin drängende The-
men. Was darf hier abgeschöpft werden? 
Dabei gibt es gewisse Unsicherheiten. Wie 
sieht die Angemessenheit aus? Die Kau-
salität der Baulandproduktionskosten ist 
mehrfach angesprochen worden.

Ein weiterer Aspekt, der uns in Zukunft si-
cherlich beschäftigen wird, ist die Frage, ob 
wir uns schon in einer Phase befinden, in 
der Baulandbeschlüsse, die einmal gefasst 
worden sind, angepasst werden müssen. 
Muss hier bereits jetzt der nächste Schritt 
getan, also sozusagen ‚Baulandbeschlüsse 
2.0‘ gefasst werden?

Genauso müssen wir uns mit den neuen auf 
uns zukommenden Rahmenbedingungen 

der kommunalen Baulandpolitik beschäf-
tigen. Vier Punkte sind genannt worden: 
Erstens der Klimaschutz, der heute eine 
deutlich wichtigere Rolle spielt als zu den 
Zeiten, in denen wir uns erstmalig mit Bau-
landmanagement beschäftigt haben. Zwei-
tens der demographische Wandel, der nun 
wesentlich näher an uns heran gerückt ist 
als noch vor zehn, fünfzehn Jahren. Drit-
tens das Thema der angespannten Haus-
haltslage in den Kommunen und damit der 
Wirtschaftlichkeit. Und viertens die ge-
änderten und differenzierten Lebensstile. 
Gesellschaft und Politik spielen hier eine 
wichtige Rolle.

Ein weiterer Punkt ist die Transparenz in 
Bezug auf die langfristigen fiskalischen 
Auswirkungen bodenpolitischer Entschei-
dungen – diese muss weiter verbessert 
werden. Lohnt es sich tatsächlich überall, 
in eine weitere Baulandentwicklung hi-
neinzugehen? Wie sehen die Folgekosten 
aus?

Auch Aspekte, die bisher noch nicht im Fo-
kus standen, erfordern in Zukunft weiteres 
Nachdenken: Welche Finanzierungsme-
chanismen sind bei bestandsorientierten 
Strategien denkbar? Sind wir nun bereits 
soweit, dass wir uns über einen Bodenmin-
derwertausgleich statt über eine Abschöp-
fung unterhalten müssen? Oder sogar eine 
‚Abwrackprämie‘ für Grundstückseigentü-
mer als Anreiz zur Brachflächeninnenent-
wicklung? Möglicherweise sogar Flächen-
zertifikate für Flächenneuentwicklung? 
Darüber hinaus müssen Stadtrückbaustra-
tegien weiter beleuchtet werden: Haben 
wir hier bereits einen integrierten, strate-
gischen Ansatz gefunden?

Eines wird also deutlich: Wir haben viel zu 
tun bei der Aufarbeitung dieser Tagung, 
aber eben auch viele spannende Themen 
für unsere Werkstattreihe. Denken Sie bit-
te weiterhin an die Arbeit des Forums und 
wenn möglich: Machen Sie mit!
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